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1. Problemaufriss 

 Nichtstaatliche Gewaltakteure (non state armed groups, NSAGs)
1
, die in der Mehrzahl der 

bewaffneten Konflikte in weiten Teilen der Erde eine wichtige Rolle spielen, rückten im letzten 

Jahrzehnt mehr und mehr in die Aufmerksamkeit der internationalen Gemeinschaft.
2
 Während sich 

viele Studien alleine mit der Rolle von NSAGs für zivile Konfliktbearbeitung beschäftigen (vgl. 

Conciliation Resources 2004), stellt sich dieser Artikel die Frage, wie das friedensgefährdende Po-

tential nichtstaatlicher Gewaltakteure effektiv eingehegt werden kann. Exemplarisch beschäftigt er 

sich hierfür mit einem Völkerrechtsverstoß, der inzwischen in erster Linie von NSAGs begangen 

wird: dem Einsatz von Antipersonenminen (APM). APMs gelten als grausamste und heimtückisch-

                                                      
1
 Eine NSAG wird im Folgenden als „any armed actor operating outside state control that uses force to achieve its 

political/quasi-political objectives“ verstanden (Geneva Call 2008). Manche Autoren plädieren zwar für eine breite 

Definition von NSAGs, die unter einem bewaffneten nichtstaatlichen Akteur jeden Herausforderer des staatlichen 

Macht- und Gewaltmonopols versteht (vgl. Policzer 2005: 8). Eine solch breite Definition ist für die hier 

vorliegende Analyse aber nicht hilfreich, da die große Varianz der Gruppen die Erklärung einer möglichen 

Normanerkennung nur erschwert (vgl. Florquin/Decrey Warner 2008: 17). 
2   Zwar ist das Phänomen nichtstaatlicher Gewaltakteure an sich nicht neu, dennoch kommt ihnen in der letzten 

Dekade verstärkte Aufmerksamkeit zu. Diese neue Wahrnehmung ist zum einen auf ein verändertes, 

individualisiertes Sicherheitsverständnis zurückzuführen, das die Sicherheit des Einzelnen in den Mittelpunkt rückt 

und konsequenterweise auch jene nichtstaatlichen Akteure ins Blickfeld nimmt, die über Gewaltmittel zur 

Herstellung menschlicher Sicherheit verfügen (Grävingholt et al. 2007). Auch die These der „neuen“ Kriege, die 

einen Paradigmenwandel des Krieges seit dem Ende des Ost-West-Konflikts beobachtet, hat NSAGs verstärkt in den 

Fokus der Aufmerksamkeit gerückt. 
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ste Waffe unserer Zeit, kaum eine andere Waffe fordert so viele Menschenopfer. Minen töten und 

verletzen täglich in erster Linie Zivilisten, jedes fünfte Opfer ist ein Kind. Sie sind auch deshalb so 

gefährlich, weil sie keinen Frieden kennen. Auch Jahrzehnte nach Beendigung des Konflikts ist die 

Zivilbevölkerung von bereits gelegten Minen betroffen. Sie hemmen langfristig die wirtschaftliche 

Entwicklung des Landes und zerstören die Infrastruktur. Landwirtschaftliche Flächen, auf denen 

Minen vermutet werden, liegen brach; verminte Straßen schneiden ganze Regionen von der Au-

ßenwelt ab. Die Folgen eines Mineneinsatzes sind gravierend. 1997 wurde daher das Verbot von 

Antipersonenminen durch die Ottawa-Konvention festgeschrieben – der Einsatz von AP-Minen ist 

damit weithin geächtet. Bisher wurde das Abkommen von 156 Staaten ratifiziert. Dennoch ist das 

Ziel einer minenfreien Welt auch dreizehn Jahre nach der Verabschiedung der Ottawa Konvention 

noch lange nicht erreicht. Zwar setzten 2009 nur noch zwei staatliche Akteure AP-Minen ein (Russ-

land und Myanmar), weit häufiger ist jedoch der Einsatz von Minen durch nichtstaatliche Gewaltak-

teure in Räumen fragiler Staatlichkeit. Daher liegt die Erkenntnis nahe, dass sich globale Normen, 

wie das Verbot von Minen, auch an NSAGs richten müssen, um Universalität und Effektivität bean-

spruchen zu können (Policzer 2005: 9).  

 Antipersonenminen sind für NSAGs in militärischen Auseinandersetzungen von großer stra-

tegischer Bedeutung: Sie sind billig, leicht zu verlegen, können im Bedarfsfall sogar selbst herge-

stellt werden und haben eine große Wirkung (IKRK 2007: 9). Da bewaffnete Gruppen meist gerin-

gere militärische Ressourcen besitzen als Staaten, sind sie mit größerer Wahrscheinlichkeit auf die 

Nutzung von AP-Minen angewiesen. Dies hat zur Folge, dass die Anzahl der nichtstaatlichen Mi-

nennutzer die der staatlichen um ein Vielfaches übersteigt. NSAGs gelten daher als „main users of 

the poor man‟s weapon“ (Sjöberg 2006). Dennoch haben in den letzten zehn Jahren 41 NSAGs eine 

freiwillige Erklärung unterzeichnet, mit der sie sich dazu verpflichten, auf den Einsatz, die Produk-

tion, die Lagerung und den Weiterverkauf von Antipersonenminen zu verzichten. Dieses Deed of 

Commitment for Adherence to a Total Ban on Anti-Personnel Mines and for Cooperation in Mine 

Action (im Folgenden Deed of Commitment, DoC) wurde im Jahr 2000 von der Genfer NGO Ge-

neva Call entwickelt. Geneva Call hat das Ziel, nichtstaatliche Gewaltakteure direkt in ein Minen-

verbot miteinzubeziehen und arbeitet deshalb auf die Anerkennung und Einhaltung internationaler 

Normen speziell durch NSAGs hin. Das Engagement Geneva Calls nimmt damit bei der Stärkung 

humanitärer Verantwortung nichtstaatlicher Gewaltgruppen eine Vorreiterrolle ein. 

 Der Minenverzicht nichtstaatlicher Gewaltakteure verwundert aus vielerlei Hinsicht. Zum ei-

nen besitzen Antipersonenminen für NSAGs oft eine wichtige strategische Bedeutung, ein Verzicht 

auf diese müsste daher mit hohen Kosten verbunden sein. Zum anderen scheint die Normanerken-

nung der konventionellen Annahme zu widersprechen, dass NSAGs prinzipiell nur ein geringes In-



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 3 

teresse an einer Normanerkennung besäßen, weil sie sich nicht als Regelungsadressaten internatio-

naler Normen betrachteten.
3
 Darüber hinaus werden NSAGs spätestens seit den Anschlägen von 

9/11 in der Regel als bad guys der Weltpolitik wahrgenommen und nicht selten mit transnationalen 

Terrorgruppen in Verbindung gebracht. Ein mögliches Engagement mit ihnen wird dann strikt abge-

lehnt – mit dem Verweis, die Anerkennung als Verhandlungspartner würde ihnen Legitimation ver-

leihen.  

 Wie wichtig es ist, NSAGs an das humanitäre Völkerrecht zu binden, wurde aber in den letz-

ten Jahren erkannt. So stellte Kofi Annan bereits 2004 fest, dass die Verbreitung von internationalen 

Standards auch gegenüber NSAGs höchste Priorität erfahren müsste (UN 2004) und auch Ban Ki-

Moon betonte: „The United Nations must be able to talk to all warring parties, including armed 

groups. Failure to do so is always likely to mean more, not fewer, civilians killed and wounded. I 

urge member States to accept this necessity” (UN 2009). In der Tat zeigt das Engagement von 

Geneva Call, dass die Inklusion nichtstaatlicher Gewaltakteure durch Dialog- und Überzeugungs-

mechanismen eine sinnvolle Alternative zur Dämonisierung dieser Akteure ist (Geneva Call 2007b: 

32). Die Rolle nicht-staatlicher Gewaltakteure ist viel ambivalenter, als sie auf den ersten Blick 

scheint. Auf der einen Seite greifen NSAGs mit der Anwendung von (militärischer) Gewalt die 

Kernfunktion des Staates, namentlich die Bereitstellung von Sicherheit, an und verhindern in vielen 

Fällen Prozesse von state- und peacebuilding. Auf der anderen Seite sind NSAGs durchaus auch in 

der Lage, Schutz und Sicherheit für die Bevölkerung in Regionen bereitzustellen, in denen das 

staatliche Gewaltmonopol nur schwach ausgebildet ist (Chojnacki/Herchenbach 2007). Die Frage, 

unter welchen Bedingungen eine NSAG eher als spoiler oder als governance actor auftritt (Schne-

ckener 2009), bleibt aber weiterhin ungeklärt. Der vorliegende Report widmet sich daher der Frage, 

wie die Normanerkennung durch nichtstaatliche Gewaltakteure zu erklären ist. Geneva Call betont: 

„In view of Geneva Call‟s experience, understanding the concerns and motives articulated by NSAs 

[non-state actors] is fundamental“ (Geneva Call 2007a: 31). 

 Untersucht werden die Ursachen für eine Normanerkennung an einem konkreten Fall: Der 

Unterzeichnung des Deed of Commitment durch die Sudan People's Liberation Movement/Army 

(SPLM/A). Die SPLM/A, 1983 zur Bekämpfung der strukturellen Unterschiede zwischen dem su-

danesischen Norden und Süden gegründet, unterzeichnete das Deed of Commitment als eine der 

                                                      
3
 Das IKRK weist beispielsweise darauf hin, dass in vielen Fällen nichtstaatliche Gewaltakteure die Gültigkeit 

humanitären Völkerrechts mit dem Hinweis verneinen, dies seien Normen, die von Staaten geschaffen worden sind, 

und fänden daher keine Anwendung auf nichtstaatliche Akteure (IKRK 2007: 47). An anderer Stelle heißt es: 

„Members of armed groups party to non-international armed conflicts have little incentives to adhere to IHL 

[International Humanitarian Law] given the fact that they are likely eventually to face domestic criminal prosecution 

and serious penalities for having taken part in the conflict even if they comply with IHL“ (IKRK 2007: 61). Siehe zu 

dieser Ambivalenz auch Krieger (2009). 
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ersten NSAGs im Jahre 2001 und ist seit der Unterzeichnung des Friedensabkommens 2005 Teil 

einer gemeinsame Regierung der Nationalen Einheit.  

 

2. Mögliche Erklärungen für die Normanerkennung einer NSAG 

 Trotz der wachsenden Bedeutung nichtstaatlicher Gewaltakteure steht die theoretische Aus-

einandersetzung mit NSAGs als Regelungsadressaten noch am Anfang. Es existiert eine erstaunli-

che Diskrepanz zwischen der empirisch beobachtbaren Bedeutung nichtstaatlicher Gewaltakteure 

für die Errichtung politischer Ordnungen einerseits und systematischer politikwissenschaftlicher 

Forschung über Bedingungen, unter denen eine Einbindung dieser erfolgreich verläuft, andererseits. 

Zwar richtet sich die wissenschaftliche Aufmerksamkeit in den letzten Jahren verstärkt auf nicht-

staatliche Strukturen und Akteurskonstellationen – so werden in der Debatte um Global Governance 

private Akteure mehr und mehr als „Mit- oder auch Gegenspieler des Staates“ begriffen 

(Brühl/Rosert 2008: 23) und auch in der Konflikt- und Kriegsursachenforschung wird die Zentrie-

rung auf den Staat als maßgeblichen Akteur und Monopolist des Krieges zunehmend kritisiert 

(Chojnacki 2004: 404) – die Forschung über bewaffnete nichtstaatliche Akteure als Adressaten glo-

baler Normen läuft jedoch nur schleppend an (Sjöberg 2008). In der Forschung über die Wirkung 

von Normen wird weiterhin meist der Staat als Regelungsadressat und somit als zentrale Untersu-

chungseinheit konzipiert (Capie 2008: 86). Zur Erklärung der Normanerkennung bewaffneter 

Gruppen existieren vor allem ad hoc Hypothesen, deren kausaler Status bei der Erklärung des 

NSAGs Verhaltens noch nicht durch empirische Forschung gefestigt wurde. Nichtregierungsorgani-

sationen haben beispielsweise durch ihre tägliche Arbeit Bedingungen identifiziert, unter denen die 

Arbeit mit NSAGs mehr oder weniger erfolgreich ist. So werden unter anderem der Schutz der ei-

genen Mitglieder, die Verbesserung der Lebensqualität für die Menschen in einem Konfliktgebiet, 

oder der militärische Nutzen völkerrechtlicher Bestimmungen als Motivation für ein erfolgreiches 

Engagement genannt (vgl. u.a. Bruderlin 2000; Petrasek 1999). Diese Faktoren wurden jedoch bis-

her weder einer systematischen empirischen Analyse unterzogen, noch sind sie theoretisch eingebet-

tet. Zudem wurden bisher auch wenige Versuche unternommen, staatszentrierte Theorien der Norm-

anerkennung auf NSAGs zu übertragen (Capie 2008: 86). Die Unterscheidung zwischen staatlichen 

und nichtstaatlichen Akteuren ist in der Empirie jedoch oft nicht aufrecht zu erhalten. Während in 

manchen Teilen der Welt anerkannte Staaten nicht in der Lage sind, öffentliche Basisgüter, wie Si-

cherheit, für die Bevölkerung bereitzustellen, übernehmen in immer mehr Regionen NSAGs Staats-

funktionen (Capie 2008: 90).
4
 Es scheint also durchaus sinnvoll, Theorien der Normdiffusion, die 

                                                      
4
 Vergleiche zu einer ähnlichen Argumentation Policzer (2006).  
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ursprünglich Staaten als Regelungsadressaten vorsahen, auf NSAGs zu übertragen. Im Folgenden 

sollen daher aus zwei komplexen Modellen zur Normdiffusion mögliche Erklärungsfaktoren ge-

wonnen werden, die bei der Analyse der Normanerkennung helfen können.  

 

3.1 Übertragung des Spiralmodells auf nichtstaatliche Gewaltakteure 

 Das von Risse et al. entwickelte Spiralmodell identifiziert Bedingungen, unter denen die So-

zialisation eines Akteurs erfolgreich verläuft. Die zentrale These der Forscher lautet, dass die Ein-

haltung internationaler Menschenrechtsnormen entscheidend davon abhängt, ob es transnationalen 

Menschenrechtsnetzwerken einerseits und der gesellschaftlichen Opposition im Inneren der norm-

verletzenden Staaten andererseits gelingt, autokratische Regime „von oben und von unten“ gleich-

zeitig unter Druck zu setzen (Risse et al. 2002: 12). Ausschlaggebend für den Erfolg des öffentli-

chen Anprangerns sind jedoch auch die materielle und moralische Verwundbarkeit der Staaten.  

Das Modell beruht auf der Annahme, dass wir es bei Regelungsverletzern mit konsolidierten 

Staaten zu tun haben, die ein Gewaltmonopol besitzen und in der Lage sind politische Entscheidun-

gen territorial und funktional durchzusetzen. Börzel und Risse, die in einem Artikel die Anwendung 

des Spiralmodells auf Räume begrenzter Staatlichkeit untersuchten, heben aus diesem Grund auch 

hervor, dass das Spiralmodell bei „warlords, local big men, traditional authorities and private 

militias“ nur zu einem geringen Grad Anwendung fände, da bewaffnete Gruppen nicht auf Strate-

gien des Beschämens, die für die Wirkung des Spiralmodells zentral sind, reagierten (2009: 7). Die-

se Annahme vernachlässigt jedoch die Tatsache, dass eine ganze Reihe von verschiedenen Gewalt-

akteuren existieren, die sich erheblich in ihrer Zielsetzung, ihrer Einstellung zum Status Quo oder 

der geographischen Reichweite ihres Handelns unterscheiden. Während Kriegsherren und Kriminel-

le eher wirtschaftliche Ziele verfolgen und daher vermutlich weniger Wert auf ihre Reputation le-

gen, ist davon auszugehen, dass nichtstaatliche Gewaltakteure, die politische Ziele besitzen, durch-

aus durch Strategien des Beschämens in ihrem Verhalten beeinflusst werden können (Bongard 

2008). Dies ist besonders dann der Fall, wenn sich NSAGs eine reale Chance ausrechnen, selbst die 

Kontrolle über den Staat zu übernehmen und daher auf Anerkennung der internationalen Gemein-

schaft und die Unterstützung der Bevölkerung angewiesen sind. Börzel und Risse bezeichnen dieses 

Phänomen als „shadow of future statehood“. Je eher dieser Schatten der Zukunft greift, desto eher 

besitzt das Spiralmodell wieder Gültigkeit (2009: 10). Im Folgenden soll daher der Versuch unter-

nommen werden, die Annahmen des Spiralmodells so zu modifizieren, dass sie auf die Normsozia-

lisation von NSAGs angewendet werden können.  

 Wenn es gelingt, Informationen über das normverletzende Verhalten der NSAG an die Öf-

fentlichkeit zu tragen, kann auch im Falle nichtstaatlicher Gewaltakteure eine moralische Bewusst-
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seinsbildung eingeleitet werden.
5
 Zwar scheint es angesichts andauernder kriegerischer Auseinan-

dersetzungen auf den ersten Blick eher unwahrscheinlich, dass es gelingt den Gewaltakteur „von 

oben und unten“ gleichzeitig unter Druck zu setzen, trotzdem kann es durch shaming-Kampagnen 

transnationaler Netzwerke zu einem Beginn der Normsozialisation kommen. Im Spiralmodell be-

trachten sich NSAGs in dieser Phase zwar noch nicht als Adressaten der Norm und leugnen jede 

Verantwortlichkeit. Dennoch ist denkbar, dass durch verstärkten Druck transnationaler Netzwerke 

eine argumentative Auseinandersetzung zwischen der normverletzenden NSAG und ihren Kritikern 

eingeleitet wird. Bei der Normsozialisation nichtstaatlicher Gewaltakteure scheint folglich Akteu-

ren, die auf globaler Ebene agieren, eine größere Bedeutung zu zu kommen als lokalen Akteuren, 

die in Konfliktregionen oft zu schwach sind, um entscheidenden Einfluss auf die NSAG ausüben zu 

können.  

 Wie bereits angedeutet hängt der Erfolg transnationaler shaming-Strategien laut Risse et al. 

auch von der Verwundbarkeit des Akteurs ab. Diese kann durch zwei verschiedene Mechanismen 

entstehen: Auf der einen Seite ist ein Akteur laut der Logik der Zweckrationalität materiell ver-

wundbar, wenn ihm durch eine Normmissachtung ein Reputationsverlust droht und durch diesen 

direkte Kosten entstehen könnten. Diese Annahme lässt sich auch auf NSAGs übertragen. Eine 

NSAG ist dann materiell verwundbar, wenn sie von natürlichen und/oder finanziellen Ressourcen 

abhängig ist und bei einer Normmissachtung mit dem Entzug dieser Unterstützung rechnen muss. 

Eine materielle Abhängigkeit kann von der Bevölkerung des kontrollierten Territoriums bestehen, 

aber auch von ausländischen Sponsoren, wie der Diaspora oder unterstützenden Nachbarstaaten. 

Wenn die Unterstützer die Norm anerkannt haben, muss bei einem Normbruch mit dem Entzug der 

Unterstützung gerechnet werden (vgl. Bruderlin 2000: 12).  

Im Gegensatz dazu bezieht sich die normative Verwundbarkeit einer NSAG nicht auf direkte 

Kosten einer Normmissachtung, sondern verweist auf soziale Kosten, wie beispielsweise Missbilli-

gung oder Reputationsverlust, die entstehen, wenn ein Normbruch nicht mit dem Fremd- oder 

Selbstbild einer NSAG übereinstimmt. Demnach handelt ein Akteur aus Überzeugung angemessen, 

um sein Identitätsverständnis – sein eigenes oder das seiner peers – nicht zu beschädigen.  

Das Spiralmodell identifiziert folglich drei Faktoren, die die Normanerkennung von NSAGs 

möglicherweise erklären könnten: Transnationaler Druck sowie die materielle und normative Ver-

                                                      
5
 Es ließe sich argumentieren, dass in Konfliktregionen eine erfolgreiche Informationsweitergabe unwahrscheinlich 

ist, da eine solche nicht nur durch die Repression von Seiten der Regierung behindert wird, sondern auch anhaltende 

Kämpfe und die Nutzung der Medien zu Propagandazwecken eine freie Berichterstattung erschweren. Dennoch 

kann es auch in solchen Situationen gelingen, Informationen über Menschenrechtsverletzungen des nichtstaatlichen 

Gewaltakteurs nach außen zu tragen: Zum einen besitzt der Konfliktpartner ein Interesse daran, die NSAG sowohl 

international als auch gegenüber der eigenen Bevölkerung in Verruf zu bringen. Zum anderen wurde die transnatio-

nale Öffentlichkeit bereits durch die anhaltenden Kämpfe auf den Konflikt aufmerksam und wird daher verstärkt die 

Lage vor Ort beobachten.  
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wundbarkeit der bewaffneten Gruppe.  

 

3.2 Potentielle Erklärungsfaktoren im Norm-Life-Cycle 

 Während das Spiralmodell den Sozialisationsprozess eines Akteurs analysiert, beschreibt der 

Norm-Life-Cycle von Finnemore und Sikkink drei Karrierestufen einer Norm, die von ihrer Bildung 

(norm emergence) über ihre Anerkennung (norm cascade) bis zu ihrer Befolgung (norm 

internalisation) reichen. Zu unterschiedlichen Zeitpunkten des Phasenmodells sind verschiedene 

Einflussmechanismen aktiv. Folglich können, je nachdem auf welcher Karrierestufe eine Norm 

steht, unterschiedliche Erklärungsfaktoren für eine Normanerkennung identifiziert werden 

(Finnemore/Sikkink 1998: 895).  

Betrachtet man die im Zentrum dieser Arbeit stehende Norm des Verbots von Antiperso-

nenminen ist zunächst unklar, in welcher der drei Phasen sich diese befindet.
6
 Mit der Ottawa-

Konvention existiert, wie oben angedeutet, bereits seit 1997 ein völkerrechtlicher Vertrag zum Ver-

bot von Antipersonenminen, der sich jedoch nicht direkt an NSAGs richtet. Es ließe sich folglich 

argumentieren, dass NSAGs sich nicht als Adressaten dieser Norm betrachteten und sich die Norm 

für NSAGs dementsprechend noch in der ersten Phase der Normentstehung befindet. In dieser An-

fangsphase spielt die Überzeugung der Akteure eine entscheidende Rolle. Annahme ist, dass eine 

Norm zu Beginn nicht auf die Herausbildung von Interessen wirkt, sondern konstitutiv auf die Iden-

tität des Akteurs Einfluss nimmt, weil sich ein Akteur durch neue Informationen von der Legitimität 

der Norm hat überzeugen lassen. Akteure glauben demzufolge nach einem erfolgreichen framing an 

die intrinsische Qualität einer Norm (Finnemore/Sikkink 1998: 900). Wenn sich ein NSAG folglich 

als humanitären Akteur wahrnimmt, ist eine Normanerkennung wahrscheinlicher, so die These.  

 Argumentiert man allerdings, NSAGs orientieren sich in ihrem Verhalten an staatlichen Ak-

teuren, und sehen sich als Mitglieder einer globalen Wertegemeinschaft, in denen die Norm des 

Verbots von Antipersonenminen anerkannt ist, dann hat die Norm bereits die zweite Phase des 

Norm-Life-Cycles, die Phase der Normdiffusion, erreicht. Demnach wurde durch den Ottawa-

Prozess eine Norm generiert, die neu definiert, wie sich ein ehrenwertes Mitglied der internationa-

len Gemeinschaft zu verhalten hat (vgl. Capie 2004: 89). Hier greift nun statt Überzeugung eine 

Dynamik der Imitation, bei der die soziale Identität des Akteurs einen maßgeblichen Einfluss auf 

sein Verhalten besitzt. In dieser Phase werden Akteure durch ihre peers sozialisiert. Finnemore und 

Sikkink nennen drei verschiedene Ursachen, warum ein solcher Sozialisationsprozess greift: der 

                                                      
6
 Im Norm-Life-Cycle ist der Übergang von der ersten in die zweite Phase von einem tipping point gekennzeichnet, an 

dem eine kritische Masse an relevanten Staatsakteuren die Norm anerkannt hat. Dieser tritt ein, wenn circa ein 

Drittel aller Staaten zu norm leaders werden und die neue Norm akzeptiert haben (Finnemore/Sikkink 1998: 895). 
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Wunsch des Führers nach Anerkennung und Respekt, das psychologische Bedürfnis einer NSAG, 

Teil einer Gruppe von Normanerkennern zu sein, sowie das Legitimationsbedürfnis dieser (1998: 

895). Da sich der erste genannte Einflussfaktor empirisch nur sehr schwer von den anderen beiden 

erheben lässt, wurde er in der Fallstudie nicht gesondert berücksichtigt. Die anderen beiden könnten 

jedoch wichtige Hinweise für die Ursachen der Normanerkennung liefern.  

 Dass internationale Quellen für Legitimation bei der Ausbildung staatlichen Verhaltens eine 

wichtige Rolle spielen, ist laut Finnemore und Sikkink darauf zurückzuführen, dass eine fehlende 

Legitimation, die beispielsweise durch das Abstempeln eines Staates als „Schurkenstaat“ augen-

scheinlich wird, bestimmte Kosten, wie Vertrauensverlust, geringere Glaubwürdigkeit und Reputa-

tionsverlust mit sich bringt. Diese Annahmen lassen sich auch auf NSAGs übertragen, besonders 

dann, wenn diese eine Regierungsbeteiligung oder die Machtübernahme in einem eigenen Staat an-

streben, also ein „shadow of future statehood“ existiert. In solchen Fällen riskieren NSAGs mit Ver-

stößen gegen das Völkerrecht ihre Unterstützung und Einbindung sowohl in der Gesellschaft als 

auch international aufs Spiel zu setzen. Je größer folglich der innerstaatliche oder internationale Le-

gitimationsbedarf einer NSAG, desto größer deren Verwundbarkeit, desto wahrscheinlicher eine 

Normanerkennung, so die These. 

 Als zweiten Erklärungsfaktor nennen Finnemore und Sikkink Systemzwang beziehungswei-

se Konformität. Letzteres beinhaltet das, was Axelrod als „social proof“ bezeichnete (Axelrod 

1986): Staaten verhalten sich demnach normkonform, um zu demonstrieren, dass sie sich an ihre 

soziale Umwelt angepasst haben beziehungsweise zu einem bestimmten Kollektiv dazugehören. 

Akteure erfüllen somit das psychologische Bedürfnis Teil einer Gruppe zu sein, indem sie sich nach 

den Taten derer um sie herum richten. Überträgt man diese Annahmen auf NSAGs, könnte man da-

von ausgehen, dass diese den Wunsch besitzen, Mitglied in einer angesehenen globalen Gemein-

schaft von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren zu sein, die die fragliche Norm anerkennt und 

sich die NSAG daher an dem Verhalten anderer trans- oder international agierender Akteure orien-

tieren (vgl. zu diesem Argument auch Rieth/Zimmer 2004).  

 

3.3 Hypothesengenerierung 

 Aus synthetisierenden Modellen der Normdiffusion können demnach folgende potentielle Er-

klärungen für die Normanerkennung nichtstaatlicher Gewaltakteure gewonnen werden: a) Druck 

durch transnationale Netzwerke, b) die materielle und normative Verwundbarkeit des Akteurs, c) 

Wahrnehmung der eigenen Identität als gut/humanitär, d) innerstaatlicher und internationaler Legi-

timationsbedarf und e) das psychologische Bedürfnis der NSAG Teil einer Gruppe von Normaner-

kennern zu sein.  
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 Diese Faktoren ermöglichen zwar eine potentielle, komplexe Erklärung der Bedingungen, un-

ter denen es zu einer Normanerkennung durch NSAGs kommt. Eine wichtige alternative Erklä-

rungsmöglichkeit wurde jedoch weder im Spiralmodell noch im Norm-Life-Cycle berücksichtigt. So 

ist aus einer streng rationalistischen Sicht eine Normanerkennung nur dann wahrscheinlich, wenn 

sich die Kosten-Nutzen-Kalkulation einer NSAG geändert hat und die Nutzen einer Normanerken-

nung nun deren Kosten übersteigen. So ließe sich beispielsweise aus Sicht des Neorealismus argu-

mentieren, NSAGs machten ihren Verzicht auf Landminen von einem fehlenden strategischen Nut-

zen dieser abhängig. Demnach verzichten Akteure nur dann auf Antipersonenminen, wenn diese für 

sie keinen oder einen geringen militärischen Nutzen besitzen, und so die Kosten einer Normaner-

kennung sinken (Price 1998: 614). Somit kann mit dem fehlenden Nutzen einer Normmissachtung 

eine sechste potentielle Ursache für die Normanerkennung einer NSAG identifiziert werden. Die in 

den obigen Ausführungen gewonnenen Erklärungsmöglichkeiten lassen sich nun wie folgt in Grup-

pen zusammenfassen und in Hypothesen überführen:  

 

Cluster I: Externe Bedingungen 

(H1) Transnationaler Druck erhöht die Wahrscheinlichkeit einer Normanerkennung. 

Cluster II: Materielle Verwundbarkeit einer NSAG 

(H2) Je höher die finanzielle Abhängigkeit einer NSAG von internen und externen Ak-

teuren, desto wahrscheinlicher ist eine Normanerkennung.  

(H3) Je geringer der strategische Nutzen des Landmineneinsatzes für die NSAG, desto 

wahrscheinlicher ist eine Normanerkennung.  

Cluster III: Normative Verwundbarkeit einer NSAG 

(H4) Je eher eine NSAG sich selbst als verantwortungsvollen Akteur wahrnimmt, desto 

wahrscheinlicher ist eine Normanerkennung.  

(H5) Je größer das psychologische Bedürfnis der NSAG ist, Teil einer Gruppe von 

Normanerkennern zu sein, desto wahrscheinlich ist eine Normanerkennung.  

(H6) Je größer der innerstaatliche und internationale Legitimationsbedarf einer NSAG, 

desto wahrscheinlicher ist eine Normanerkennung.  

 

Inwieweit diese Hypothesen die Normanerkennung nichtstaatlicher Gewaltakteure erklären können, 

wird im Folgenden am Fall der Sudan People’s Liberation Movement/Army diskutiert.  
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3. Die Normanerkennung der SPLM/A: Lessons from Sudan?
7
 

Die sudanesische Volksbefreiungsarmee oder Sudan People's Liberation Movement/Army, 

kurz SPLM/A, kämpfte seit Ausbruch des zweiten Bürgerkrieges 1983 für die Autonomie des 

Südens. Der Bürgerkrieg im Sudan gilt als einer der längsten bewaffneten Konflikte der Gegenwart. 

Die sudanesische Bevölkerung kannte seit der Unabhängigkeit 1956 bis zur Unterzeichnung des 

Comprehensive Peace Agreements (CPA) im Juni 2005 nur ein Jahrzehnt Frieden. Der erste 

Bürgerkrieg, der von 1955 bis 1972 zwischen südlichen Rebellen, bekannt als Anyanya I, und 

Regierungstruppen ausgetragen wurde, fand durch das Addis Abeba Abkommen im Februar 1972 

ein vorläufiges Ende. Es gelang in der Folgezeit allerdings nicht, die Ungleichheiten zwischen dem 

wirtschaftlich und gesellschaftlich weiterentwickelten Norden und dem durch den Bürgerkrieg 

zerstörten Süden auszugleichen.
8
 Nachdem sich der Einfluss radikal-islamischer Kreise auf die 

sudanesische Regierung Ende der 1970er Jahre wieder vergrößert hatte, beendete diese die 

Selbstverwaltung des Südens, führte im ganzen Sudan die Scharia ein und spaltete den Süden in 

mehrere Provinzen auf (Mükusch 2008: 49). Das Versagen der Regierung, das 1972 abgegebene 

Autonomieversprechen einzuhalten, sowie die erneute Arabisierungs- und Islamisierungspolitik der 

Regierung provozierten einen erneuten Bürgerkrieg.9 Die militärischen Auseinandersetzungen, die 

durch ethnische und militärische Spaltungen innerhalb des Südens noch verstärkt wurden, erfassten 

fast das ganze Land und dauerten die folgenden zwölf Jahre an. Sie fanden erst 2005 – nach 

langjährigen Friedensverhandlungen unter der Leitung des Inter-Governmental Authority 

Development (IGAD) – mit der Unterzeichnung des umfassenden Friedensabkommen ein Ende. 

 

3.1 Vermintes Land: Die SPLM/A und die Landminenproblematik im Süden 

 Der Sudan gilt als eines der am stärksten von Landminen betroffenen Gebiete weltweit. Ein 

Drittel des Landes ist mit Minen kontaminiert. Das wahre Ausmaß des Problems lässt sich aufgrund 

fehlender verlässlicher Daten und der Größe des Gebiets bis heute jedoch nur schwer abschätzen. 

                                                      
7
 Die empirische Analyse dieses Artikels basiert auf Feldforschung, die im Februar/März 2011 in Kenia und dem 

Sudan durchgeführt wurde.  
8
  Die ökonomische, politische und administrative Macht konzentrierte sich bereits seit vorkolonialer Zeit im Norden 

des Landes, während der Süden, aber auch West- und Ostprovinzen des Landes, immer weiter marginalisiert wurde. 

Diese sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheiten zwischen den Regionen gelten als eine der Hauptursachen des 

Konflikts (Metelits 2004: 69). Die Konfliktlinien im Sudan verlaufen folglich nicht nur zwischen Norden und 

Süden, sondern viel eher zwischen einer kleinen arabischen Elite im Norden des Landes und den anderen, 

marginalisierten Regionen, neben dem Süden des Landes auch Darfur im Westen und die Regionen im Osten des 

Sudan.  
9  Der Krieg im Sudan wird oft als ethnisch-religiöse Konfrontation zwischen dem arabisch und islamisch dominierten 

Norden einerseits und dem, vom Christentum und afrikanischen Naturreligionen geprägten, äußerst heterogenen 

Süden dargestellt. Die Ursachen des Konflikts sind jedoch viel komplexer und reichen bis in die vorkoloniale Zeit 

zurück. Ausführlicher zu den Konfliktursachen vgl. Hofheinz 2001. 
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1997 wurde die Anzahl gelegter Minen vom United Nations Department of Humanitarian Affairs 

auf 500.000 bis 2 Millionen geschätzt, die Mehrheit davon im Südsudan. Dort sind die wichtigsten 

Verkehrswege, weite Gebiete im Hinterland und die Regionen um Städte wie Yei, Juba, Torit, 

Kapoeta und Kaya bis heute vermint. Verlässliche Zahlen über Landminenopfer existieren nicht, da 

viele Opfer es aufgrund der fehlenden Infrastruktur nicht rechtzeitig zu einem Krankenhaus schaf-

fen und an den Folgen der Verletzungen sterben.  

 Während des Bürgerkrieges setzten sowohl Regierungstruppen und die SPLM/A als auch 

rivalisierende NSAGs im Süden Landminen ein. Der Konflikt im Südsudan galt lange Zeit als klas-

sischer Guerillakrieg, in dem die Regierung Minen im Wesentlichen zur Befestigung von Garni-

sonsstädten und anderen militärischen Liegenschaften benutzte, während die im südlichen Sektor 

operierende SPLM/A mit sogenannten hit and run-Operationen versuchte, den militärischen Gegner 

in den Hinterhalt zu locken (Matthes 2007: 221). Dabei nutzte die SPLM/A bereits seit 1984 neben 

Antifahrzeugminen auch die, vom Deed of Commitment und der Ottawa-Konvention verbotenen, 

Antipersonenminen (Landmine Monitor 1999).  

 Der Prozess einer Normanerkennung des Minenbanns setzte erst nach und nach Mitte der 

1990er Jahre ein. 1996 stieg innerhalb der SPLM/A langsam das Bewusstsein für die negativen Ef-

fekte von AP-Minen (Interview #1). Bei einer Konferenz im Südsudan, an der wichtige Vertreter der 

SPLM/A, internationale und lokale NGOs sowie zivilgesellschaftliche Gruppen unter der Führung 

des New Sudan Council of Churches (NSCC) teilnahmen, fanden erste Diskussionen über den Ein-

satz von Antipersonenminen und Überlegungen über deren strategische Bedeutung statt (Landmine 

Monitor 1999). Die Konferenz endete mit der Verabschiedung der „Resolution on Problem Posed 

by Proliferation of Anti-Personnel Mines in Liberated Parts of New Sudan“, in der sich die SPLM/A 

tief besorgt über die tragischen Konsequenzen des Gebrauchs von APMs und die steigende Betrof-

fenheit der Bevölkerung in den verminten Gebieten zeigt. Zudem bekennt sie sich in dieser Resolu-

tion zur unilateralen Minenräumung in Gebieten unter ihrer Kontrolle („commits itself to unilateral 

demining effort in the areas under its control“) und betraut die NGO Operation Save Innocent Lives 

(OSIL) mit dieser Aufgabe („to help put an end this scourge“). Laut Landmine Monitor erklärt sich 

die SPLM/A mit dieser Erklärung auch bereit, auf den Einsatz von Antipersonenminen zu verzich-

ten, „provided that there is a significant reciprocation on the side of GoS [Government of Sudan]“ 

(Landmine Monitor 1999). Auch wenn diese Deklaration von der SPLM/A als unilaterales Morato-

rium bezeichnet wird,
10

 gilt sie in Expertenkreisen kaum als solches. So konstatiert ein Mitarbeiter 

                                                      
10

 Vergleiche beispielsweise das Statement Aleu Ayieny Aleus zur Pioneer Konferenz im März 2000 (Geneva Call 

2001: 74). Im Landmine Monitor 1999 heißt es auch: „The SPLA considered this initiative to be pro-ban“ 

(Landmine Monitor 1999). 
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von Geneva Call, Pascal Bongard: „[Now] they say it was a moratorium. […] It was more kind of a 

realisation of the effects of landmines. They saw that it was a weapon that has indiscriminate ef-

fects, that was causing a lot of harm on the land and on the people“ und an anderer Stelle: „I did not 

stress enough the fact that their 1996 resolution did not prohibit the use of AP mines but committed 

the SPLM/A to a unilateral demining effort in the areas under its control” (Interview #1). Trotz die-

ser Erklärung setzte die SPLM/A auch nach 1996 weiterhin Antipersonenminen ein, unter anderem 

in Ost-Äquatoria, einer von der SPLM/A kontrollierten Region, die bis 1999 noch nicht von Minen 

betroffen war. Laut Berichten sollte die Verminung des Gebiets die Rückkehr der Bevölkerung in 

die Stadt verhindern (Landmine Monitor 2000).  

 Dennoch lässt sich eine zunehmende Auseinandersetzung mit Antipersonenminen in dieser 

Zeit beobachten. Sowohl die SPLM/A, als auch die sudanesische Regierung baten um internationale 

Unterstützung bei der Beseitigung von Minen. Mit einer Starthilfe von UNICEF/OLS, Christian 

Aid, DanChurch Aid und dem Internationalen Komitee vom Roten Krez (IKRK) begann OSIL 1997 

unter der Leitung von Aleu Ayieny Aleu, einem früheren SPLM/A Kommandeur, in den von der 

SPLM/A kontrollierten Gebieten mit der Minenräumung. Im Süden wurden zudem mit Hilfe ver-

schiedener humanitärer Organisationen Aufklärungsmaßnahmen über die Risiken von APMs durch-

geführt. Darüber hinaus wurde OSIL seit 1998 durch die britische NGO Mines Advisory Group 

(MAG) beim Training und der Ausbildung von OSIL Mitarbeitern unterstützt (Interview #1).  

 Am 24. und 25. März 2001 nahmen Vertreter der SPLM/A an einer bahnbrechenden Konfe-

renz über den Einsatz von Minen mit anderen nichtstaatlichen Akteuren in Genf teil, die durch die 

Swiss Campaign to Ban Landmines in Kooperation mit einer Reihe von anderen nationalen Kam-

pagnen veranstaltet wurde. Neben Panels über den Umgang von NSAGs mit APMs und den rechtli-

chen und normativen Rahmen einer möglichen Einbindung von NSAGs kamen dort auch nichtstaat-

liche Gewaltakteure zu Wort, darunter Vertreter der SPLM/A. Zum Abschluss der Konferenz be-

kannten sich diese mündlich zum Deed of Commitment (Interview #1).  

Die zwei ehemaligen SPLM/A Befehlshaber, Aleu Ayieny Aleu und Edward Lino, die die 

SPLM/A in Genf repräsentierten, trugen maßgeblich zur Sensibilisierung im Umgang mit Antiper-

sonenminen bei (Interview #1,2). Aleu hob in Genf hervor, dass eine der größten Herausforderun-

gen seiner Arbeit als Direktor von OSIL die Sensibilisierung der SPLM/A Basis war. Demnach war 

sich die Führungselite schon seit Ende der 1990er der Bedeutung der Minenräumung und des Ver-

zichts auf den Einsatz von Minen bewusst. Es kann folglich nicht davon ausgegangen werden, dass 

bei der Konferenz in Genf wegweisende Überzeugungsarbeit geleistet werden musste. Neu war für 

die SPLM/A in erster Linie der Mechanismus des Deed of Commitment, mit dessen Hilfe sie ihr 

Bewusstsein über die negativen Effekte von Minen in ein Bekenntnis übersetzen konnten, das inter-



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 13 

nationale Aufmerksamkeit erfahren würde. Zudem zeigte die Konferenz in Genf, dass die SPLM/A 

Teil einer größeren, internationalen Bewegung ist, die sich mit der Minenproblematik auseinander-

setzt (Genenva Call 2001: 89).  

 Aleu und Lino blieben auch im Anschluss an die Konferenz im März 2000 mit Geneva Call 

in Kontakt. So kam es vor der Unterzeichnung des DoC im Juli 2001 zu einem Treffen zwischen 

Aleu, Geneva Call, der Coalition to Stop the Use of Child Soldiers sowie der Coalition against 

Torture. Bei dieser Gelegenheit bekräftigte Aleu das Interesse der SPLM/A, das DoC zu unterzeich-

nen. Im September fand schließlich ein Treffen mit Aleu und Lino statt, in dem die genauen Details 

der Unterzeichnung im Gespräch waren. Dabei wurde der Inhalt des DoC sowie die nötigen Folge-

maßnahmen im Falle einer Unterzeichnung besprochen. Bongard hob jedoch hervor, dass der ge-

naue Wortlaut des DoC nicht zur Diskussion stand, sondern von den SPLM/A Vertretern ohne Be-

anstandung angenommen wurde. Im Oktober 2001 reiste letztendlich SPLM/A Kommandeur Nhial 

Dheng Nhial nach Genf um das Deed of Commitment im Namen der SPLM/A zu unterzeichnen (In-

terview #1). Wie sich diese Normanerkennung erklären lässt, wird im folgenden Kapitel dargelegt.  

 

4. Gründe für den Landminenverzicht der SPLM/A 

4.1 Strategischer Nutzen von Antipersonenminen 

 Die Vermutung, NSAGs verzichteten nur dann auf Antipersonenminen, wenn diese für sie 

keinen oder einen geringen militärischen Nutzen besitzen und so die Kosten einer Normanerken-

nung sinken, soll als Erstes untersucht werden. Laut einer Studie des IKRKs spielen Antipersonen-

minen vor allem in guerilla-ähnlichen Kampfhandlungen eine strategisch wichtige Rolle, während 

in (eher) symmetrischen Konflikten, in denen die Konfliktparteien auf andere Waffen zurückgreifen 

können, Minen von geringerer Bedeutung sind (IKRK 1997). 

 Zu Beginn des Krieges konnte die militärische Strategie der SPLM/A zu Recht als klassische 

Guerillataktik bezeichnet werden: SPLM/A-Kämpfer führten lokal begrenzte hit and run-

Operationen durch und vermieden die direkte Konfrontation mit dem Gegner. Minen wurden in sol-

chen Operationen dazu genutzt, um Regierungstruppen in einen Hinterhalt zu locken, in städtischen 

Gebieten festzusetzen und Versorgungslinien zu unterbrechen (Interview #2). Ende der 90er Jahre 

änderte sich diese Taktik jedoch. Aufgrund der verbesserten finanziellen Situation konnte die 

SPLM/A mit der Aufstellung gepanzerter und mechanisierter Einheiten beginnen. Die SPLM/A ver-

fügten bald neben Handwaffen und Panzerfäusten in begrenztem Umfang auch über Artillerie, Ra-

ketenwerfer und gepanzerte Fahrzeuge (Chiari 2008: 52). Die militärischen Auseinandersetzungen 

umfassten Ende der 90er daher auch symmetrische Kampfhandlungen, die an mehreren Fronten 
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gleichzeitig stattfanden. Die Regierung versuchte zwar weiterhin, Garnisonsstädte zu halten, der 

SPLM/A gelang es jedoch immer mehr, militärische Erfolge zu erzielen. Ihren Höhepunkt erreich-

ten die Kämpfe 2001 in Bahr al-Ghazal (Matthes 2002: 326). 

 Die SPLM/A sah sich zudem zunehmend mit Problemen aufgrund der Verminung ihrer Ge-

biete konfrontiert. Zwischen den Truppen existierten nur geringe Kommunikationsmöglichkeiten 

und die verminten Gebiete wurden nicht gekennzeichnet. Die einzelnen Truppen besaßen folglich 

keine Informationen über verminte Gebiete und es bestand die Gefahr, dass eigene Kämpfer zu Op-

fern der Minen wurden (Geneva Call 2005a: 30). In der Zeit vor der Unterzeichnung des DoC be-

richtete der Landmine Monitor immer wieder von Minenopfern unter SPLM/A Kämpfern (Landmi-

ne Monitor 1999; 2000; 2001). Die negativen Auswirkungen des Mineneinsatzes waren damit nicht 

nur für die Bevölkerung spürbar. Neben Minenopfern in den eigenen Truppen hatte die SPLM/A 

auch mit fehlendem Zugang zu Infrastruktur und Einschränkungen in der Bewegungsfreiheit zu 

kämpfen. Im Süden des Landes existierten weder effektive Transport- noch Kommunikationswege, 

die Straßen waren zumeist vermint. Dies hatte zur Folge, dass die SPLM/A oft lange Umwege in 

Kauf nehmen musste, um sich im Süden fortzubewegen (Lako 1994: 79). Die Verminung des Ge-

bietes hatte auch negative Konsequenzen für die Ressourcenbeschaffung im Süden: Die Verlegung 

von Minen in und um landwirtschaftliche Nutz- und Weideflächen störte die Nahrungsmittelproduk-

tion empfindlich. Verminte Straßen, Brücken, Landebahnen und Eisenbahntrassen brachten zudem 

den Verkehr ganzer Regionen zum Erliegen, so dass bei der Anlieferung humanitärer Hilfe zusätzli-

che Kosten in Millionenhöhe verursacht wurden (Landmine Monitor 2001).  

Die Erkenntnis, dass Antipersonenminen für die SPLM/A nur einen geringen militärischen 

Nutzen haben, aber sich auch auf die eigenen Kämpfer negativ auswirken, scheint bei der Entschei-

dung, das Deed of Commitment zu unterzeichnen, durchaus eine Rolle gespielt zu haben. Es lässt 

sich jedoch nicht schlussfolgern, dass Antipersonenminen für die SPLM/A gar keinen strategischen 

Nutzen mehr besaßen. Stattdessen scheint es wahrscheinlicher, dass die menschlichen und sozio-

ökonomischen Kosten eines Mineneinsatzes dessen strategischen Nutzen überstiegen. So konstatiert 

Bongard:  

„They realized that many casualties were caused by their own mines. They also realized that this weapon was 

very indiscriminative, very difficult to know once it is laid who it will hit. There are not necessarily maps or 

good communications between units. So I think they realized that in terms of military utility this weapon was 

causing much more human and socio-economic costs and has long term consequences“ (Interview #1).  

Allerdings scheint die Entscheidung für eine Normanerkennung nicht alleine auf eine verän-

derte Kosten-Nutzen-Bilanz Nutzen von Antipersonenminen zurückzuführen sein. Schaut man sich 

den Prozess der Normanerkennung genau an, wird deutlich, dass dieses Argument vor allem von 

zwei ehemaligen SPLM/A Kommandeuren, Aleu und Lino, genutzt wurde, um die eigenen Reihen 
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vom Verzicht auf Antipersonenminen zu überzeugen. Aussagen der beiden Ex-Kommandeure deu-

ten darauf hin, dass beide davon überzeugt waren, dass der Einsatz von Antipersonenminen auf-

grund des rücksichtslosen Charakters dieser Waffen unmenschlich sei (vgl. auch Kapitel 5.4).
11

 Die 

SPLM/A Führung hob jedoch immer wieder hervor, dass sie bei der Durchsetzung des Minenbanns 

besonders zu Beginn auf Schwierigkeiten stieß, da manche Kommandeure Minen in bestimmten 

Situationen immer noch als legitime Waffen betrachteten (zum Beispiel zur Selbstverteidigung) und 

den Einsatz von Minen mit deren militärischer Notwendigkeit rechtfertigten (Geneva Call 2007b: 

20). Um die Durchsetzung des Verbots zu garantieren, wurde daher 2003 ein Workshop im Süden 

des Sudan durchgeführt, der zum Ziel hatte, die Beachtung des DoC durch alle SPLM/A Komman-

deure zu erhöhen. Die SPLM/A Führung musste also besonders in den eigenen Reihen Überzeu-

gungsarbeit leisten. Dazu wurde insbesondere auf den geringen militärischen Nutzen von AP-Minen 

hingewiesen. So maßregelte Aleu beispielsweise im Rahmen dieses Workshops die SPLM/A Kom-

mandeure und Offiziere im Raum : „I do not think any one of you here can tell me of a single objec-

tive denied to the government forces by landmines. Not one.” (zit. n. Geneva Call 2003: 4). Der ge-

ringere strategische Nutzen von Minen hat daher offensichtlich weniger bei der Entscheidung der 

SPLM/A Führung, das DoC zu unterzeichnen, eine Rolle gespielt, als bei der Überzeugung der ei-

genen Reihen, die Verzichtserklärung auch durchzusetzen. 

Der zweifelhafte strategische Nutzen von APMs kann auch aus anderen Gründen nicht als 

einzige Ursache für die Unterzeichnung des DoC gelten. Die SPLM/A befand sich zum Zeitpunkt 

der Unterzeichnung immer noch in kriegerischen Auseinandersetzungen mit der Regierung, in de-

nen auch weiterhin eine Asymmetrie zwischen den Konfliktparteien bestand, wenn sich diese auch 

zu Gunsten der SPLM/A entwickelt hatte. Zum anderen hatten die Ereignisse zu Beginn der 1990er 

Jahre gezeigt, dass externe Entwicklungen das Kriegsgeschehen maßgeblich beeinflussen können. 

Die SPLM/A konnte sich folglich nicht sicher sein, dass sich das Blatt nicht noch einmal zu ihren 

Ungunsten drehen würde. Zudem gelang es der sudanesischen Regierung, durch die Erdölförderung 

im Süden des Landes ihre Militärausgaben zu erhöhen (Rolandsen 2005: 125). Die NSAG hatte 

somit eine erneute Offensive der Regierungstruppen zu befürchten, bei der Antipersonenminen 

durchaus geholfen hätten, die Bewegungsfreiheit des sudanesischen Militärs einzuschränken (Inter-

view #3). Zugleich hinterfragte die SPLM/A den Inhalt des DoC nicht, sondern versuchte sogar 

strengere Implementierungsmaßnahmen einzuführen (Interview #1). Allein ein fehlender Nutzen 

von AP-Minen ist keine ausreichende Erklärung für diese pro-aktive Haltung zur Unterzeichnung 

des DoC. 

                                                      
11

  So unterstrich beispielsweise Lino: „The very people we wanted to liberate [...] became the innocent victims 

including our own mothers, fathers, brothers and sisters“ (Lino 2004). 
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4.2 Abhängigkeit von finanzieller/technischer Unterstützung 

 Im Folgenden soll die materielle Verwundbarkeit der SPLM/A analysiert werden, um zu prü-

fen, inwieweit die Sorge um nachlassende finanzielle und/oder technische Unterstützung aus dem 

In- oder dem Ausland die Entscheidung, die Norm anzuerkennen, beeinflusst hat.  

 Der Süden des Sudans ist zwar reich an natürlichen Rohstoffen, die SPLM/A war jedoch 

nicht in der Lage, diese zu nutzen und daher von Beginn an auf externe Unterstützung angewiesen 

(Riehl 2001: 7). Während Anfang der 1980er Jahre vor allem das Nachbarland Äthiopien substanti-

elle Unterstützung leistete,
12

 wurde die SPLM/A nach dem Sturz Mengistus und der daraufhin aus-

bleibenden äthiopischen Hilfe Mitte der 1990er Jahre von Uganda und Kenia bezuschusst. Die bei-

den Länder befürworteten aus Angst vor der Verbreitung islamistischen Fundamentalismus in der 

Region einen Sturz der Regierung in Khartum (Rolandsen 2005: 38). Die angeblich religiöse Di-

mension des Konflikts veranlasste zu dieser Zeit zudem christliche Organisationen in Ruanda und 

die USA, finanzielle Unterstützung für die SPLM/A zu leisten – von Seiten der USA wurde auch 

sogenannte „nicht-letale“ militärische Unterstützung geleistet.
13

  

Neben der Unterstützung aus den Nachbarländern stellte die Zweckentfremdung, Umvertei-

lung und Besteuerung von internationalen Hilfslieferungen eine weitere wichtige Einnahmequelle 

für die SPLM/A dar. Rolandsen stellt fest: „Which was more important – the supplies rebel factions 

received from sympathetic countries or captured in battle, or the food and resources diverted from 

the relief operations or „mobilised‟ from the local population – is still difficult to establish“ (2005: 

48).  

 Zwar bestand also eine materielle Abhängigkeit der SPLM/A von internen und externen 

Unterstützern. Die finanzielle und technische Abhängigkeit der SPLM/A nahm jedoch Ende der 

1990er Jahre ab. Der Wettbewerb um Ressourcen zwischen den verschiedenen bewaffneten Grup-

pen im Süden fand 1997 mit der Unterzeichnung eines Waffenstillstandsabkommens zwischen Riek 

Machar und der Regierung in Khartum ein Ende: Die SPLM/A hatte sich als wichtigste Gruppie-

rung im Süden durchgesetzt. Zudem verbesserte sich Ende der 1990er das Verhältnis der SPLM/A 

zu den USA und zu Europa erheblich, weil es ihr gelang, Al-Bashirs Aufruf zum Dschihad dazu zu 

nutzen, den Krieg als religiöse Auseinandersetzung darzustellen und somit die Sympathien der 

westlichen Welt zu gewinnen. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass die SPLM/A zu 

                                                      
12

  Der äthiopische Präsident Mengistu Haile Mariam unterstützte die SPLM/A seit ihrer Gründung 1983. 

Flüchtlingslager im äthiopischem Grenzgebiet dienten der SPLM/A als logistische und wirtschaftliche Zentren, die 

bei der Rekrutenausbildung halfen und von denen Hilfsgütern systematisch abgezweigt werden konnten (Sjöberg 

2009: 42).  
13  1996 wurde im Auftrag der Clinton-Regierung militärisches Equipment im Wert von 20 Millionen Dollar über 

Äthiopien, Eritrea und Uganda in den Südsudan gebracht (Adar 1998; Sjöberg 2009: 42). Die US-Regierung 

unterstützte die SPLM/A Ende der 1990er zudem finanziell, indem Gelder durch humanitäre Organisationen im 

Südsudan an die NSAG kanalisiert wurden (Riehl 2001: 10). 
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diesem Zeitpunkt nicht zu befürchten hatte, die Unterstützung zu verlieren (Rolandsen 2005: 52). 

Es ist daher unwahrscheinlich, dass die materielle Verwundbarkeit der SPLM/A einen Einfluss auf 

deren Normanerkennung hatte.  

 

4.3 Wahrnehmung der eigenen Identität als gut/verantwortungsvoll 

 Die dritte Annahme vermutet, dass die SPLM/A die Norm des Minenverbots anerkannt ha-

be, weil diese ihrem eigenen Selbstbild als humanitärer Akteure entspricht – sie also den Einsatz 

von Minen aus Überzeugung ablehnt. Erste Anzeichen dafür, dass sich eine NSAG als humanitärer 

Akteur wahrnimmt, lassen sich in deren Umgang mit der Bevölkerung vor Ort finden. Über den 

Umgang der SPLM/A mit der sudanesischen Zivilbevölkerung existieren widersprüchliche Anga-

ben. Auf der einen Seite bekannte sich diese schon früh zu Menschenrechten und den Genfer Kon-

ventionen. So verabschiedete die SPLM/A beispielsweise schon 1983 einen Verhaltenskodex, der 

bestimmte Formen von Gewalt gegen Zivilisten wie Mord, Vergewaltigung, Raub und Diebstahl 

verbietet. Auch die im Rahmen der Operation Lifeline Sudan14 vereinbarten Ground Rules beinhal-

ten sowohl einen Verweis auf die Genfer Konventionen und deren Zusatzprotokolle, als auch auf 

die UN-Kinderrechtskonvention. Zudem verpflichtet sich die SPLM/A darin, fundamentale Men-

schenrechte in den von ihr kontrollierten Gebieten einzuhalten (Bradbury et al. 2000). Ab Mitte der 

1990er Jahre findet sich auch in Positionspapieren der SPLM/A immer öfter der Hinweis, der Miss-

handlung von Zivilisten müsse ein Ende gesetzt werden (Rolandsen 2005: 114). Diese Bekenntnisse 

zu humanitären Prinzipien wurden jedoch in der Praxis nur sehr willkürlich umgesetzt. So wurden 

der SPLM/A seit Beginn des Krieges vielfältige Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen (African 

Rights 1994: 82). Zum Teil wurde zwar eine Verbesserung des Menschenrechtsschutzes Mitte der 

1990er Jahre konstatiert (vgl. Rolandsen 2005; Barbelet 2008), Gerüchte über die Ausbeutung von 

Zivilisten hielten sich aber weiterhin hartnäckig (Riehl 2001: 7). Es lässt sich daher nur schwer fest-

stellen, ob der Schutz von Zivilisten der SPLM/A ab einem bestimmten Zeitpunkt tatsächlich am 

Herzen lag, weil sie es als ihre Aufgabe verstand, diesen zu garantieren, oder ob eine solche Rheto-

rik nur als Instrument zur Erlangung größerer Anerkennung diente. Barbelet schlussfolgert daher: 

„The SPLM/A's position towards humanitarianism and human rights norms seems therefore to be 

both one of pragmatism and one of genuine concern“ (Barbelet 2008: 266).  

 Trotz dieser widersprüchlichen Angaben über die philanthropische Tradition der SPLM/A 

                                                      
14

 Die Operation Lifeline Sudan wurde 1989 als Konsortium von 40 NGOs unter der Führung der UNICEF initiiert. 

Ziel war es, die verschiedenen Hilfslieferungen zu koordinieren und so einen besseren Schutz der Zivilbevölkerung 

zu garantieren. Nachdem sich nach der Ermordung von drei Entwicklungshelfern im Süden des Landes Ende 1992 

der Druck auf die Konfliktparteien erhöht hatte, willigten diese ein, grundlegende Prinzipien der Arbeit von OLS zu 

vereinbaren. Die sogenannten Ground Rules sind der erste Versuch humanitärer Organisationen, in einem Konflikt 

die Integrität ihrer Hilfsleistungen sowie den Schutz von Zivilisten zu garantieren (Bradbury et al. 2000). 



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 18 

scheint der Glaube an die Legitimität der Norm durchaus eine Rolle bei der Unterzeichnung des 

DoC gespielt zu haben. Dafür sprechen verschiedene Indizien. Zum einen können andere Faktoren 

nur schwer die pro-aktive Haltung der SPLM/A bei der Verbreitung der Norm erklären. Die 

SPLM/A war der erste Unterzeichner des Deed of Commitments und somit Vorreiter bei der Aner-

kennung einer Norm durch NSAGs. Zudem setzte sie sich beim Prozess der Normanerkennung für 

stärkere Vorschriften bei der Implementation des Minenverbots ein und versuchte andere NSAGs 

von den negativen Folgen eines Mineneinsatzes zu überzeugen (Interview #1). Darüber hinaus ver-

öffentlichte die SPLM/A bereits 1996 – ein Jahr vor der Verabschiedung der Ottawa-Konvention – 

eine unilaterale Erklärung, die sich mit den negativen Folgen eines Mineneinsatzes beschäftigte 

(vgl. Kapitel 4). Desweiteren legt auch die Analyse öffentlicher Statements der SPLM/A zur Unter-

zeichnung des DoC nahe, dass humanitäre Bedenken bei der Unterzeichnung eine Rolle gespielt 

haben. So hob Aleu 2003 hervor: „The SPLM/A commitment to ban AP mines is not donor driven. 

Its only motivation is concern for the lives of the people that the SPLM/A wants to liberate and 

concern for the land“ (zit. n. Geneva Call 2003: 21) und Lino konstatiert: „It is our conscience 

which dictates us, not international pressure“ (zit. n. Geneva Call 2003: 54). Auch John Garang be-

tonte damals, dass die SPLM/A auf den Einsatz von Antipersonenminen verzichte, weil ihr das Lei-

den der Bevölkerung am Herzen liege (Geneva Call 2003: 4). Dass die SPLM/A ab einem gewissen 

Zeitpunkt tatsächlich an die intrinsische Qualität der Norm glaubte, legt auch der Brief nahe, den 

Lino im Namen der SPLM/A anlässlich eines Minenworkshops in Kolumbien verfasste. In diesem 

appelliert die SPLM/A an ihre „Brüder“ der Nationalen Befreiungsarmee (ELN), in ihrem Kampf 

auf den Einsatz von APMs zu verzichten. Minen töteten keine Politiker, sondern Zivilisten und sei-

en die „Nuklearwaffen des kleinen Mannes und somit Massenvernichtungswaffen“ heißt es dort. Ihr 

Einsatz sei ein „Verbrechen gegen die Menschheit“, so Linos deutliche Worte (Lino 2004).
15

 Ent-

scheidende Personen innerhalb der Bewegung besaßen demnach durchaus ein aufrichtiges humani-

täres Anliegen. Diese Annahme wird auch von Experten geteilt (Interview #1, 2). Bongard hob im 

Interview hervor:  

„I think we cannot rule out the fact that there was a general humanitarian sense behind. [...] I am not naïve that it 

is only this factor [...] but I would be very reluctant to say it was just for financial reasons or image that they 

made this commitment. I would say it is more complex than [...] to reduce their motivation to just financial gains 

and image or legitimacy compared to no humanitarian sense – I would not go so far to say“ (Interview #1).  

Die SPLM/A-Führung nahm sich folglich durchaus als humanitären Akteur wahr, der für die 

Belange der (süd-)sudanesischen Bevölkerung kämpfte. Dieses Selbstbild war ab einem bestimmten 

                                                      
15

  Da dieser Brief weder von der SPLM/A selbst veröffentlicht bzw. verbreitet wurde, noch in den Medien oder der 

internationalen Öffentlichkeit Aufmerksamkeit erregte, ist sehr unwahrscheinlich, dass er reinen PR-Zwecken 

dienen sollte. Linos Appell an die ELN kann daher als starkes Indiz dafür gelten, dass die SPLM/A in der Tat an die 

intrinsische Qualität der Norm glaubte.   
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Zeitpunkt nicht mehr im Einklang mit dem Einsatz von Antipersonenminen und stürzte so zumin-

dest Teile der SPLM/A in eine Identitätskrise.
16

 Die SPLM/A erkannte folglich, dass Antipersonen-

minen in erster Linie der Bevölkerung vor Ort schaden und der Einsatz dieser Waffe somit dem Ziel 

des Kampfes, der Befreiung des Südsudan, entgegensteht (Interview #4). Innerhalb der NSAG kam 

dabei vor allem Aleu und Lino eine entscheidende Funktion zu. Diese traten gegenüber dem Rest 

der Bewegung als Normunternehmer auf und lenkten die Aufmerksamkeit der SPLM/A-Führung 

auf die negativen Konsequenzen eines Mineneinsatzes. 

Es lässt sich daher festhalten, dass humanitäre Bedenken zwar nicht als einzige Ursache für 

den Minenverzicht der SPLM/a gelten können, bei der Normanerkennung aber durchaus eine wich-

tige Rolle spielten. Sie können vor allem – im Gegensatz zu den ersten beiden Faktoren – erklären, 

warum die SPLM/A nach der Entscheidung, das DoC zu unterzeichnen, die Norm nicht nur unilate-

ral angewendet, sondern auch pro-aktiv verbreitet hat.   

 

4.4 Innerstaatlicher und internationaler Legitimationsbedarf 

 Die fünfte Annahme besagt, dass NSAGs eine Norm anerkennen, weil ihnen durch eine 

Normmissachtung bestimmte soziale Kosten, wie geringere Glaubwürdigkeit oder ein Vertrauens- 

und Reputationsverlust entstehen. Dieser Vermutung soll im Folgenden nachgegangen werden.  

Wie bereits angedeutet besitzen NSAGs mit einer klaren politischen Agenda einen höheren 

Legitimationsbedarf, weil sie zur Erreichung ihrer Ziele auf innerstaatliche und internationale Aner-

kennung angewiesen sind. Die SPLM/A verfolgte mit ihrem Kampf klare politische Ziele: Der Ein-

satz von Gewalt diente der Veränderung des Status quo, sprich der politischen und legalen Grundla-

ge der Gesellschaft (vgl. Bruderlein 2000: 11). Zudem war sie sich der Erwartungen, die auf ihr 

lasteten, durchaus bewusst. Das hob der SPLM/A-Repräsentant Nhial bei der Unterzeichnung des 

DoC hervor: „The SPLM/A is fully conscious of the fact that although it is a non-state actor, the 

world has come to expect from it humanitarian standards, approaching if not on a par with those 

expected of sovereign governements“ (SPLM/A 2001). 

 Desweiteren hängt der Legitimationsbedarf einer NSAG davon ab, ob diese in Konkurrenz 

mit der Regierung und/oder anderen NSAGs steht (Dudouet 2009: 16). Auch dies war bei der 

SPLM/A der Fall: Zum einen galt es, der sudanesischen Regierung die Unterstützung der Bevölke-

rung abspenstig zu machen – so weist beispielsweise Rolandsen darauf hin, dass die SPLM/A den 

Schutz von Zivilisten auf ihre Agenda setzte, um zu verhindern, dass diese in die von den Regie-

                                                      
16

 Durch welches Ereignis diese Identitätskrise ausgelöst wurde, lässt sich im Fall der SPLM/A nicht exakt bestimmen. 

Capie weist jedoch darauf hin, dass beispielsweise die Präsentation neuer Informationen über die langfristigen 

Konsequenzen von Landminen dazu führen können, dass ein Akteur seine Präferenzen ändert (Capie 2004: 88). 
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rungstruppen gehaltenen Garnisonsstädte flüchteten (2005: 114) – zum anderen stand die SPLM/A 

mit anderen nichtstaatlichen Gewaltakteuren im Süden im Wettbewerb um die Anerkennung der 

Zivilbevölkerung. Die Beziehung zu diesen in den von der SPLM/A besetzten Gebieten gestaltete 

sich besonders nach der Abspaltung der SPLM-United kompliziert. Die große Vielzahl ethnischer 

Gruppen im Süden wurde der SPLM/A in dieser Zeit zum Problem. Darüber hinaus hatte die Ab-

spaltung Anfang der 90er Jahre das Bewusstsein der SPLM/A-Führung dafür geschärft, wie wichtig 

die Anerkennung in den eigenen Reihen ist. Der Split wurde von vielen als „serious setback“ be-

trachtet, der die spätere Entwicklung der Bewegung nachhaltig beeinflusste (Rolandsen 2005: 34). 

„[After 1991] SPLM/A leadership soon realized that they had to prove themselves worthy to those 

commanders and ordinary soldiers who had remained loyal to them“ (Metelits 2004: 74). Die 

SPLM/A stand somit sowohl intern als auch extern unter Druck zu beweisen, dass sie der legitime 

Repräsentant der Bevölkerung des Südsudan war.  

Zudem rechnete sich die SPLM/A zu dieser Zeit wieder reale Chancen aus, das Ziel der 

Machtübernahme tatsächlich zu erreichen. Einige Autoren betonen, dass eine NSAG dann mehr auf 

innerstaatliche und internationale Anerkennung angewiesen ist, wenn sie sich einem militärischen 

Sieg näher sieht (Börzel/Risse 2009: 10; Jo 2009: 12). Ab Mitte der 1990er Jahre konnte die 

SPLM/A wieder militärische Erfolge verzeichnen und gewann – zumindest was die territorialen 

Gewinne anging – langsam die Oberhand über das Kriegsgeschehen. Ein Ende des Konflikts war 

jedoch noch nicht absehbar. Der Regierung in Khartum gelang es durch die Einnahmen der 

Erdölförderung, den Krieg aufrecht zu erhalten. Sie richtete ihre Strategie zu diesem Zeitpunkt 

darauf aus, teurere und qualitativ hochwertigere militärische Ausstattung zu kaufen, um eine 

Großoffensive vorzubereiten (Rolandsen 2005: 125). Die bereits seit 1989 andauernden 

Friedensverhandlungen zwischen den beiden Konfliktparteien erzielten erst 2002 mit einem 

Waffenstillstandsabkommen in den Nuba-Bergen ihren Durchbruch. Dennoch scheint der von 

Börzel und Risse postulierte „shadow of future statehood“ im Falle der SPLM/A zuzutreffen. 

Demnach war es für die sudanesische NSAG weniger von Bedeutung, dass ein Konfliktende in 

absehbarer Zeit herbeigeführt werden könnte, sondern dass sie die Machtübernahme überhaupt für 

realisierbar erachtete – wenn auch in ferner Zukunft. Rolandsen betonte, dass innerstaatliche und 

internationale Legitimität für die SPLM/A bereits seit 1991 eine Rolle spielte. Er argumentiert, dass 

das neu entstandene Interesse der SPLM/A am Wohl der lokalen Bevölkerung in erster Linie aus der 

Notwendigkeit resultierte, das eigene Image zu verbessern – insbesondere vor Exilsudanesen, 

ausländischen NGOs und westlichen Regierungen, die die SPLM/A zur Einhaltung der 

Menschenrechte aufforderten (Rolandsen 2005: 62, 115). Auch Barbelet berichtet, dass sich die 

SPLM/A um ihre Reputation sorgte und sie daher sowohl außerhalb als auch innerhalb des Sudan 
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versuchte ein positves Image von sich aufzubauen. „In actively showing that the group was taking 

care of its constituency, the SPLM/A could aspire to greater legitimacy and recongnition in the eyes 

of the international community“ (Barbelet 2008: 318).  

 Es lässt sich daher feststellen, dass das DoC für die sudanesische NSAG auch ein 

willkommenes Instrument darstellte, ihr Bekenntnis auf internationaler Ebene bekannt zu machen 

(Interview #2). Zudem spielte für die SPLM/A auch eine Rolle, dass die sudanesische Regierung 

die Ottawa-Konvention noch nicht unterzeichnet hatte und die SPLM/A sich so besser, sprich 

verantwortungsvoller, als der Konfliktgegner zeigen konnte (Interview #4). Demnach war es der 

SPLM/A wichtig zu beweisen, dass sie sich an internationale Normen hält und in der Lage ist, als 

staatlicher Akteur nach Ende des Krieges Verantwortung für die sudanesische Bevölkerung zu 

übernehmen.  

 

4.5 Transnationaler Druck  

 Eine weitere Vermutung, die eng mit dem Legitimationsbedarf einer NSAG zusammen-

hängt, besagt, dass die Normanerkennung der SPLM/A maßgeblich von der Intensität und der Kon-

sistenz transnationalen Drucks abhängt. Zwar ist für Risse et al., die diese Annahme vertreten, der 

Erfolg des öffentlichen Anprangerns auch von der materiellen und moralischen Verwundbarkeit ei-

nes Akteurs abhängig (also beispielsweise von seiner finanziellen Abhängigkeit oder seinem Legi-

timationsbedarf), sowohl internationaler als auch innergesellschaftlicher Druck sind aber ausschlag-

gebend für die Anerkennung und Durchsetzung einer Norm (Risse et al. 2002: 12). Für die Erklä-

rung der Normanerkennung der SPLM/A ist hierbei besonders der Zeitpunkt vor der Unterzeich-

nung des DoC 2001 interessant.  

 Mitte der 1990er Jahre erhöhte sich die Aufmerksamkeit sowohl der vor Ort tätigen NGOs 

als auch der UN auf Normverletzungen der SPLM/A.
 
Im Sudan waren neben internationalen huma-

nitären Organisationen auch sogenannte SINGOs (Sudanese Indigenous NGOs) aktiv, die eine un-

abhängige politische Agenda besaßen. Die hohe Anzahl der NGOs im Sudan veranlasste Riehl 2001 

dazu, den Süden des Landes als erstes „NGO-istan“ zu bezeichnen (Riehl 2001). Die SPLM/A ver-

suchte zwar, strikte Kontrolle über vermeintlich unabhängige Informationsquellen auszuüben 

(Grävingholt et al. 2007: 74). Trotzdem erreichten Informationen über den Mineneinsatz der 

SPLM/A die Öffentlichkeit. Bereits 1995 wurde eine Frauenrechtskonferenz in Nairobi, die von der 

Kenyan Coalition to Ban Landmines (KCAL) mitorganisiert wurde und bei der auch sudanesische 

Aktivistinnen anwesend waren, als Plattform genutzt, um den Umgang der SPLM/A mit Antiperso-

nenminen anzuprangern (Geneva Call 2004: 13). Der Kenyan Coalition to Ban Landmines kam 

auch in der Folgezeit eine wichtige Rolle beim Beschämen der SPLM/A zu (Interview #1).  
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Ende der 1990er Jahre wurden zudem gleich zwei ausführliche Reports veröffentlicht, die 

sich mit der Landminenproblematik im Südsudan beschäftigten und den Mineneinsatz der SPLM/A 

stark kritisierten (Landmine Monitor 1999). Im August 1997 veröffentlichte die Mine Clearance 

and Policy Unit des UN Department of Humanitarian Affairs einen Beurteilungsbericht der Land-

minensituation im Sudan, in dem sowohl die sudanesische Regierung als auch die SPLM/A als Mi-

nennutzer identifiziert wurden. Ein Jahr darauf, im August 1998, veröffentlichte Human Rights 

Watch (HRW) den Report „Sudan: Global Trade, Local Conflict“, in dem die SPLM/A direkt aufge-

fordert wurde, die Bestimmungen des Ottawa-Vertrages zu respektieren und auf den Einsatz von 

Antipersonenminen zu verzichten (Human Rights Watch 1998: 5). Im Sommer 1999 fand eine wei-

tere Feldmission von Human Rights Watch im Südsudan statt. Minen waren auch Gesprächsthema 

in einem Treffen zwischen der SPLM/A und dem Sonderbeauftragten der UN Ende der 1990er. Die 

SPLM/A erklärte jedoch, sie benutze nur von der Regierung gelegte Minen und setze diese an ande-

rer Stelle wieder ein. Ende 2000 führte darüber hinaus die IGAD Forum Task Force eine Einschät-

zung der Landminensituation im Sudan durch, in dem auf den anhaltenden Einsatz von Antiperso-

nenminen durch die SPLM/A aufmerksam gemacht wurde (Landmine Monitor 2001). Der Norm-

bruch der SPLM/A wurde folglich sowohl von innerstaatlichen und internationalen NGOs aufge-

griffen als auch öffentlich verurteilt und der weitere Einsatz von Antipersonenminen angeprangert.  

Neben externen Akteuren, wie der Kenyan Coalition oder dem Internationalen Komitee vom 

Roten Kreuz (IKRK) beeinflussten aber auch innergesellschaftliche Gruppen die Normanerkennung 

der SPLM/A maßgeblich.  

„Especially women organisations and churches in Southern Sudan were very instrumental in putting pressure, in 

saying „Why do you use this weapon, when it is affecting us more than the enemy?‟. And as the SPLM/A was 

depending quite a lot on the local population […] they were quite receptive or sensitive to this pressure from the 

constituencies or the social bases of the SPLM/A“ (Interview #1).  

Entgegen der Annahme, die Mobilisierung innergesellschaftlicher Opposition würde in Kon-

fliktregionen stark behindert (Jo 2009: 14), existierten folglich im Falle des Sudan durchaus auch 

innerhalb des Sudans Organisationen, die die SPLM/A an den Pranger stellten. Es lässt sich dem-

nach festhalten, dass nationaler und transnationaler Druck bei der Entscheidung der SPLM/A, die 

Norm anzuerkennen, eine wichtige Rolle spielte. In Bongard‟s Worten: „This issue, the pressure 

from their own constituencies […] and pressure from external actors was very important [in their 

decision to sign the DoC]“ (Interview #1). 

 

4.6 Kosten einer eventuellen Machtübernahme 

 Neben den anfangs eingeführten Erklärungsfaktoren konnte zudem eine zusätzliche Ursache 

für die Normanerkennung identifiziert werden. Die Entscheidung der SPLM/A, das Deed of 
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Commitment zu unterzeichnen, wurde auch dadurch maßgeblich beeinflusst, dass sich diese von der 

Unterzeichnung der Verzichtserklärung Unterstützung bei der Entminung des Gebietes versprach. 

Wie bereits erwähnt war der gesamte Süden des Landes mit Minen kontaminiert (Barbelet 2008: 

338). Die Instandhaltung und/oder Entminung eines solch großen minenverseuchten Territoriums – 

die SPLM/A kontrollierte zu dieser Zeit ein Territorium von der Größe Frankreichs – ist sowohl 

zeit- als auch ressourcenaufwendig und kann bei unzureichend ausgebildetem Personal Menschen-

leben kosten (IKRK 1997: 21). Vor der Unterzeichnung des DoC weigerten sich jedoch viele huma-

nitäre Organisationen, die sudanesische NGO Operation Save Innocent Lives (OSIL) finanziell und 

technisch zu unterstützen, aus Angst, das Gebiet könnte erneut vermint werden. Die offizielle Ver-

zichtserklärung der SPLM/A diente vielen Organisationen daher als Garantie, dass sich eine Entmi-

nung des Gebietes lohnen würde. Die Unterzeichnung des DoC ist somit zwar kein klassischer 

package deal, da Geneva Call die NSAG aufgrund mangelnder Ressourcen nicht selbst unterstützen 

konnte. Dennoch wurde durch die Unterzeichnung Kontakt zu den relevanten Organisationen her-

gestellt und so finanzieller und technischer Support ermöglicht.  

 Die in Aussicht gestellte Unterstützung bei der Entminung des Gebietes kann jedoch nicht 

als eigenständiger Erklärungsfaktor für die Normanerkennung dienen, sondern ist selbst erklärungs-

bedürftig: Das Vorhaben der SPLM/A, das Territorium unter ihrer Kontrolle zu entminen, ist Teil 

der Normanerkennung und nicht Ursache dieser. Stattdessen kann auch dieser Faktor auf die politi-

schen Motive der NSAG und den „shadow of future statehood“ zurückgeführt werden. Ziel des 

Kampfes war für die SPLM/A nicht die Zerstörung der Gebiete, sondern der Sieg gegen die sudane-

sische Regierung, der eine Machtbeteiligung des Südens zur Folge haben sollte. Die SPLM/A hob 

daher bei der Unterzeichnung des DoC hervor: „Our decision was triggered by the simple fact that 

we are fighting for a peaceful homeland and not a turbulent mine-land“ (SPLM/A 2001). Ende der 

1990er Jahre erkannte die SPLM/A-Führung folglich, dass APMs auch lange nach Kriegsende noch 

eine Last für die Bevölkerung darstellen und die Entwicklung und den Wiederaufbau des Landes 

erschweren (Lino 2004).
17

 Laut Bongard spielten diese Überlegungen bei der Unterzeichnung des 

DoC eine wichtige Rolle: 

„They were not in a mood of war. It was more a mood of „okay, what next?‟ and next could come very quickly 

[…] It was time for them to think about the time after the war, about the burden this weapon was causing and 

how it will still be affecting the people, even after war. I think there were these really important considerations“ 

(Interview #1). 

 Der von Börzel und Risse postulierte „shadow of future statehood“ beeinflusst das Verhalten 

einer NSAG folglich nicht nur, weil diese aufgrund der Aussicht auf die Machtübernahme in einem 

                                                      
17

 Landminen schädigen nicht nur den Zugang zur Infrastruktur und verzögern daher den Wiederaufbau empfindlich. 

Verminte Gebiete verhindern beispielsweise auch dauerhaft die Rückkehr von Kriegsflüchtlingen und belasten daher 

die sozialen und wirtschaftlichen Strukturen der Gebiete zusätzlich (IKRK 2007). 
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Land auf internationale und innerstaatliche Legitimität angewiesen ist, sondern auch, weil die 

Wahrnehmung der eigenen Identität als zukünftiger staatlicher Akteur den Blick für materielle Kos-

ten schärft, den die Machtübernahme mit sich bringen würde. In der Regel ist die Kapazität einer 

NSAG zu gering, um diese Kosten alleine tragen zu können. Gleichzeitig muss aber oft nach 

Kriegsende unter Beweis gestellt werden, dass die NSAG besser in der Lage ist, die Bevölkerung in 

den von ihr kontrollierten Gebieten zu regieren, als die besiegte Regierung. Die SPLM/A hob bei-

spielsweise hervor, dass die Erwartungen der internationalen Gemeinschaft an eine NSAG nach 

Kriegsende eine „daunting challenge and a tremendous burden“ darstellen, die sie ohne verstärkte 

Unterstützung von Seiten internationaler Hilfsorganisationen nicht bewerkstelligen kann (SPLM/A 

2001). Viele NSAGs haben folglich erkannt, dass es sinnlos ist, die Kontrolle über ein vermintes 

Territorium zu erlangen, wenn dieses nach Kriegsende mehr Kosten als Nutzen erzeugt (vgl. 

Geneva Call 2006: 12). Die Aussicht auf das Ende des Krieges und die Machtübernahme im betref-

fenden Staat hat folglich auch Auswirkungen auf die langfristige Kosten-Nutzen-Kalkulation der 

NSAG und kann so dazu beitragen, eine Normanerkennung zu erklären. 

 

5. Zusammenführung der Ergebnisse 

5.1 Die Ursachen der Normanerkennung im Vergleich 

 Wie oben gezeigt kann nicht der eine Erklärungsfaktor für die Normanerkennung einer NSAG 

identifiziert werden. Stattdessen ist die Unterzeichnung der Verzichtserklärung auf eine Kombinati-

on von Faktoren zurückzuführen, von denen jedem eine gewisse Erklärungskraft zukommt.  

 Entgegen erster Annahmen spielte die materielle Verwundbarkeit der SPLM/A, sprich deren 

finanzielle Abhängigkeit von externen Unterstützern, keine Rolle bei deren Entscheidung, das Deed 

of Commitment zu unterzeichnen. Stattdessen hat die Analyse ergeben, dass der strategische Nutzen 

von Minen tatsächlich Ende der 1990er Jahre sank und diese veränderte strategische Bilanz in die 

Überlegungen, das DoC zu unterzeichnen, miteinbezogen wurde. Diese Erkenntnis entspricht dem 

rationalistischen Argument, eine Normanerkennung sei dann wahrscheinlich, wenn der Nutzen die-

ser deren Kosten übersteigt. Der geringere Nutzen von AP-Minen kann jedoch nur den Verzicht der 

SPLM/A auf den Einsatz von Antipersonenminen erklären, nicht aber das pro-aktive Verhalten der 

SPLM/A. 

 Die Vermutung, transnationaler Druck, sowohl von Seiten der internationalen Gemeinschaft, 

als auch von Seiten der sudanesischen Bevölkerung, trug zur Normanerkennung bei, konnte bestä-

tigt werden. Die Analyse hat ergeben, dass das Verhalten von NSAGs von vielen Seiten kritisch ge-

prüft wird: Nicht nur die eigenen Unterstützer kritisieren eventuelle Normverletzungen, sondern 
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auch die Bevölkerung vor Ort, die die Konsequenzen eines bewaffneten Kampfes zu tragen hat, der 

betreffende Konfliktgegner, internationale und nationale humanitäre Organisationen sowie Dritt-

staaten, die den Kriegsverlauf beobachten (Geneva Call 2007a: 26). Der Einsatz von AP-Minen 

durch die SPLM/A wurde schon früh öffentlich diskutiert und an den Pranger gestellt. Diese Strate-

gien des Beschämens standen in einem direkten Zusammenhang mit der Unterzeichnung des DoC.  

 Wie angedeutet existieren verschiedene Gründe, warum transnationaler Druck Einfluss auf 

die Normanerkennung durch eine NSAG besitzt. Zum einen ist es möglich, dass einer an den Pran-

ger gestellten NSAG durch einen Reputationsverlust materielle Kosten entstehen, wenn ihr die fi-

nanzielle Unterstützung versagt wird. Zum anderen kann eine sinkende Reputation aber auch sozia-

le Kosten, wie geringere Verhandlungsmacht oder Missbilligung, mit sich bringen. Welche Lesart 

den Zusammenhang zwischen transnationalem Druck und Normanerkennung besser erklären kann, 

unterscheidet sich von Fall zu Fall. Die SPLM/A war gegenüber transnationalem Druck in erster 

Linie deshalb verwundbar, weil bei ihr der sogenannte „shadow of future statehood“ einsetzte, 

sprich sie auf eine Machtübernahme spekulierte und dadurch auf die Anerkennung der internationa-

len Gemeinschaft und der innerstaatlichen Bevölkerung angewiesen war. Der innerstaatliche und 

internationale Legitimationsbedarf der SPLM/A trug maßgeblich zur Entscheidung, das DoC zu un-

terzeichnen, bei. Da diese von Beginn an politische Ziele verfolgte und für die Selbstbestimmung 

der südsudanesischen Bevölkerung kämpfte, war sie zur Erreichung dieses Ziels auf eine gute Re-

putation und Glaubwürdigkeit angewiesen. „The WAR could be fought with Kalashnikovs, but a 

future peace had to be won in a different manner“ (Rolandsen 2005: 129, Hervorheb. im Orig.).
18

  

Darüber hinaus konnte oben ein zusätzlicher Erklärungsfaktor identifiziert werden, der eng 

mit dem eben beschriebenen zusammenhängt. Der shadow of future statehood hat nicht nur einen 

Einfluss auf den Legitimationsbedarf einer NSAG, sondern hat auch zur Folge, dass durch eine po-

tentielle Machtübernahme Kosten entstehen, die von der NSAG alleine nicht getragen werden kön-

nen. NSAGs sind nach einer Machtübernahme daher oft auf die Unterstützung externer Akteure an-

gewiesen. Im Falle der SPLM/A versprach sich diese durch die Unterzeichnung des DoC Unterstüt-

zung bei der Entminung der von ihr kontrollierten Gebiete.  

Bei der Normanerkennung der SPLM/A hat jedoch auch das Selbstbild der NSAG eine 

wichtige Rolle gespielt. Die Analyse hat ergeben, dass die SPLM/A die Norm auch deshalb aner-

kannte, weil sie sich selbst als humanitären Akteur wahrnahm, der für die Belange der sudanesi-

schen Bevölkerung kämpft. Es konnte zwar nicht abschließend festgestellt werden, ob sich die 

SPLM/A tatsächlich vollständig von der intrinsischen Qualität der Norm überzeugen ließ oder ob 

                                                      
18

 Die Annahme, dass NSAGs, die auf ihr Image achten, eher bereit sind, humanitäre Standards einzuhalten, wird auch 

von verschiedenen NGOs bestätigt (vgl. Petrasek 1999: 16; Geneva Call 2007a: 19; IKRK 2007: 64). 
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lediglich die zwei ehemaligen SPLM/A-Kommandeuren Aleu und Lino an die Richtigkeit der Norm 

glaubten. Es lässt sich aber festhalten, dass in dem hier untersuchten Fall humanitären Überlegun-

gen, insbesondere bei der Erklärung des pro-aktiven Engagements der SPLM/A, eine Rolle zukam. 

NSAGs können folglich durchaus aus humanitären Bedenken heraus handeln. Diese Annahme wird 

auch von Carstairs geteilt, der betont:  

“Some armed non state actors have perhaps by now learned that the widespread use of landmines, in particular 

those that are particularly indiscriminate and uncontrollable […] runs counter to their stated purpose, for exam-

ple liberation.” (Interview #4) 

Der Einsatz von Antipersonenminen kann also im Widerspruch zu den verfolgten Zielen („Befrei-

ung“) einer NSAG stehen und diese in eine Identitätskrise stürzen.  

 

5.2 Implikationen für die Praxis 

 Die Empirie zeigt, dass diese Erkenntnis auch in anderen Fällen das Verhalten nichtstaatlicher 

Gewaltakteure erklären kann. So bekannte sich der militante Flügel des afrikanischen Nationalkon-

gress beispielsweise bereits 1980 zu einem Verbot von Antipersonenminen, lange bevor der Ottawa-

Vertrag den Einsatz dieser Waffe für illegal erklärte – aus der Überzeugung heraus, das in erster Li-

nie Zivilisten Opfer der eigenen Minen sind und diese geschützt werden müssten (Interview #1). 

Die Annahme, nichtstaatliche Gewaltakteure hätten im Gegensatz zu Staaten kein Interesse an der 

Sicherheit der Bevölkerung, ist daher verfehlt. NSAGs können nicht immer nur als bad guys der 

Weltpolitik gelten. Stattdessen lassen die obigen Ausführungen einige generalisierende Erkenntnisse 

zu, die ein Verständnis nichtstaatlicher Gewaltakteure in der Zukunft erleichtern kann. Die Analyse 

zeigte aber auch, dass die Entscheidung gegen Antipersonenminen nicht immer zwangsläufig eine 

Entscheidung gegen die Eigeninteressen einer NSAG und für Menschlichkeit ist. Stattdessen kann 

eine Normanerkennung sowohl auf rationale als auch auf normative Überlegungen zurückzuführen 

sein.  

 Die Auslegung der obigen Ergebnisse legt die Annahme nahe, dass die Motive, die dem 

Kampf einer NSAG zu Grunde liegen, für deren Normanerkennung entscheidend sind. Kämpft eine 

NSAG beispielsweise für die politische Mitbestimmung einer Bevölkerungsgruppe, ist ein Schutz 

der Zivilbevölkerung im Kampf wahrscheinlicher. Die Ziele einer NSAG haben sowohl Einfluss 

darauf, ob eine NSAG für transnationalen Druck empfänglich ist, sprich soziale Anreize und/oder 

Sanktionen greifen, als auch ob sich diese von der Legitimität einer Norm überzeugen lässt und in 

welchem Verhältnis sich diese zu ihrer Umgebung positioniert. Bei der Analyse einer NSAG ist es 

daher wichtig, die Intention der NSAG offen zu legen (vgl. Barbelet 2008: 307).  

 Eine Normanerkennung wird folglich wahrscheinlicher, wenn eine NSAG politische Ziele 

verfolgt. Einzelne Erklärungsfaktoren könnten aber auch auf anders motivierte Gewaltakteure über-
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tragbar sein. Zwar scheint es wahrscheinlich, dass politisch motivierte Akteure ein größeres Interes-

se an ihrer Reputation besitzen als Akteure, die wirtschaftliche Ziele verfolgen. Dies muss jedoch 

nicht bedeuten, dass Letztere kein Interesse an ihrem Ansehen besäßen. So vermeldeten beispiels-

weise sogar somalische Piraten im April 2010, sie sorgten sich um ihren Ruf und bereiteten daher 

eine Imagekampagne vor (Die Welt 2010).
19

 Zudem ist eine idealtypische Unterscheidung zwischen 

ökonomisch und politisch motivierten Akteuren in der Praxis meist nicht haltbar: NSAGs besitzen 

häufig multiple Identitäten, die sich zudem im Laufe der Zeit wandeln können. Es ist daher wahr-

scheinlich, dass eine Vielzahl von NSAGs Wert auf ihre Reputation legt und daher gegenüber Stra-

tegien des Beschämens besonders verwundbar ist.  

 Die Erkenntnis, dass transnationaler Druck von Seiten der internationalen Gemeinschaft einen 

Einfluss auf die Normanerkennung nichtstaatlicher Gewaltakteure besitzt, liefert weitere wichtige 

Hinweise für den Umgang mit NSAGs. Externe Akteure können Erfolg in der Einflussnahme auf 

NSAGs besitzen, wenn sie die Normverletzungen einer NSAG auf die internationale Agenda setzen 

und so Druck auf die betreffende NSAG ausüben.  

 Vielversprechend scheint es auch, NSAGs durch die Beeinflussung ihrer Kosten-Nutzen-

Kalkulation zur Anerkennung einer Norm zu bringen. Zwar spielte die materielle Verwundbarkeit 

im Falle der SPLM/A keine Rolle bei deren Normanerkennung. Ein Blick über die SPLM/A hinaus 

zeigt jedoch, dass die (finanzielle) Unterstützung von innerstaatlichen und/oder internationalen 

Partnern sowohl in positiver als auch in negativer Weise eine große Rolle spielen kann.
20

 In solchen 

Fällen kann es helfen, die Interessen einer NSAG so zu verändern, dass die Kosten eines Minenein-

satzes dessen Nutzen übersteigen. Sowohl Regierungen, als auch internationale Organisationen und 

NGOs können einen wesentlichen Einfluss auf die Kosten und Nutzen einer NSAG nehmen, indem 

sie beispielsweise finanzielle Sanktionen verhängen, oder die Reputation einer Gruppe nachhaltig 

verschlechtern (vg. Bruderlein 2000: 12). Es existieren folglich diverse Möglichkeiten für die inter-

nationale Gemeinschaft, Einfluss auf NSAGs zu nehmen.  

 

                                                      
19

  Die These, dass Legitimationsbedarf auch bei ökonomisch motivierte Akteure zu einer Verhaltensänderung führt, 

bedarf jedoch noch weiterer Forschung.  
20

  So hat sich die sri-lankische Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE) trotz des verstärkten Engagements Geneva 

Calls bis dato geweigert das Deed of Commitment zu unterzeichnen. Dieser Misserfolg ist unter anderem darauf zu-

rückzuführen, dass die LTTE Sympathien in der tamilischen Bevölkerung im Norden und Osten des Landes besitzt 

und auf starke Unterstützung der tamilischen Diaspora zurückgreifen kann (vgl. Tiemann 2003). Solange diese den 

Mineneinsatz der LTTE mit tragen, besitzt die LTTE folglich nur einen geringen Legitimationsbedarf und ist auf-

grund der finanziellen Zuwendungen der im Ausland lebenden Tamilen schwer materiell verwundbar. 
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6. Zwischen Inklusion und Dämonisierung: Ein Fazit 

 Im Fokus dieses Artikels standen zivilgesellschaftliche Initiativen, die auf die Anerkennung 

und Einhaltung internationaler Normen speziell durch NSAGs hinarbeiten. Exemplarisch wurde 

hierfür das erfolgreiche Engagement der NGO Geneva Call untersucht, die bei der Stärkung huma-

nitärer Verantwortung nichtstaatlicher Gewaltgruppen eine Vorreiterrolle einnimmt. Ausgangspunkt 

der Analyse war die Beobachtung, dass NSAGs in innerstaatlichen Kriegen eine direkte Bedrohung 

für die menschliche Sicherheit darstellen, als Regelverletzer auftreten und somit peace- und 

statebuilding-Prozesse behindern. Das Engagement der Genfer NGO zeigt jedoch, dass dieses 

friedensgefährendende Potential durchaus eingehegt werden kann. „Consequently, it is important to 

be well aware of the negative roles of NSAs […] without ignoring their potential for humanitarian 

actions“ (Geneva Call 2007a: 38).  

 Aus Erkenntnissen über die Bedingungen, unter denen eine Einbindung dieser Akteure erfolg-

reich verläuft, lassen sich Empfehlungen für die Praxis ableiten. Ziel war es daher, am Beispiel des 

Deed of Commitment zu untersuchen, warum sich NSAGs freiwillig an humanitäre Normen, in die-

sem Fall das Verbot von AP-Minen, binden. Die Analyse hat ergeben, dass eine Reihe von Faktoren 

bei der Normanerkennung eine Rolle gespielt haben und sich daher diverse Möglichkeiten der Ein-

flussnahme für externe Akteure eröffnen. Vielversprechend erscheint es die Kosten-Nutzen-

Kalkulation der normverletzenden NSAG so zu verändern, dass die Kosten der Normverletzung de-

ren Nutzen übersteigen. Dies ist möglich, indem eine NSAG an den Pranger gestellt wird und um 

ihre Reputation zu fürchten hat; aber es kann auch sinnvoll sein, einer NSAG bei einem weiteren 

Normbruch mit dem Entzug ihrer (finanziellen) Unterstützung zu drohen.
21

 Auch das Angebot, eine 

NSAG bei der Minenräumung der kontrollierten Gebiete zu unterstützen, kann deren Verzicht auf 

AP-Minen maßgeblich beeinflussen. Das Beispiel der SPLM/A zeigt zudem, dass eine NSAG auch 

im Dialog von der Richtigkeit einer Norm überzeugt werden kann.  

 Diese Ansatzpunkte sind nicht nur für das Verbot von Minen interessant. NSAGs stellen 

heutzutage in vielen Regionen der Welt mit ihren Kriegshandlungen eine direkte Bedrohung für die 

menschliche Sicherheit dar. Im Jahr 2009 machten laut dem Heidelberger Institut für Internationale 

Konfliktforschung (HIIK) innerstaatliche Konflikte, in denen mindestens ein nichtstaatlicher Ge-

waltakteur an den Auseinandersetzungen beteiligt ist, die große Mehrheit der gewaltsamen Konflik-

te aus.
22 

In solchen Konflikten können NSAGs Prozesse von peace- und statebuilding behindern 

                                                      
21  Dieser Faktor spielte zwar bei der SPLM/A keine Rolle, andere Studien haben aber auf die Bedeutung dieses Faktors 

hingewiesen (vergleiche besonders Bruderlein 2000). 
22

  Wie auch schon in den Vorjahren fanden mit 273 innerstaatlichen und 92 zwischenstaatlichen Konflikten mehr als 

drei Viertel der beobachteten Auseinandersetzungen innerhalb eines staatlichen Territoriums statt (HIIK 2009: 2). 
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und treten somit als Regelverletzer auf (Schneckener 2009: 8). Die obigen Ausführungen zeigen 

jedoch, dass das friedensgefährdende Potential nichtstaatlicher Gewaltakteure sowohl in effektiver 

als auch in Legitimitätsanforderungen genügender Weise eingehegt werden kann. Die Arbeit der 

NGO Geneva Call ist ein gutes Beispiel dafür, dass auch NSAGs an humanitäre Normen gebunden 

werden können und ein besseren Schutz von Zivilisten erwirkt werden kann – auch in Räumen fra-

giler Staatlichkeit. Regierungen, internationale Organisationen und NGOs sollten daher die Chance, 

NSAGs an das Völkerrecht zu binden, nicht vergeben, indem sie diese pauschal dämonisieren und 

kriminalisieren. Stattdessen scheint es vielversprechend, Kommunikationskanäle offen zu halten, 

um NSAGs von der Notwendigkeit zu überzeugen, völkerrechtliche Standards einzuhalten. Weder 

die Exklusion dieser Akteure noch ihre Dämonisierung kann dem Leiden der Zivilbevölkerung vor 

Ort ein Ende setzen – im Gegenteil. Die Praxis mancher Staaten, offizielle „Terrorlisten“ anzulegen, 

auf denen bestimmte NSAGs als terroristische Vereinigungen geführt werden, ist daher kontrapro-

duktiv.
23

 Die Isolation solcher Gruppen schwächt moderate Kräfte innerhalb einer NSAG und ver-

leiht Hardlinern Auftrieb. Dies kann zur Folge haben, dass NSAGs die Notwendigkeit humanitärer 

Normen verneinen und in eine Spirale der Gewalt geraten (Florquin/Decrey Warner 2008: 20). Das 

Abstempeln einer NSAG als terroristische Vereinigung hat zudem zur Folge, dass humanitäre Orga-

nisationen befürchten müssen, selbst in die Schusslinie der Kritik zu geraten, wenn sie alle an einem 

Konflikt beteiligten Parteien in ihre Tätigkeit mit einbeziehen.  

 Diese Einschätzung wird nicht nur vom Internationalen Komitee vom Roten Kreuz geteilt 

(IKRK 2008). Auch der jetzige UN-Generalsekretär Ban Ki Moon konstatiert anlässlich des sech-

zigsten Geburtstags der Genfer Konventionen: „We must [...] focus more attention on compliance 

with international humanitarian law by non-state armed groups. Unpalatable as it may be for some 

States, engagement with such groups is critical” (UN 2009). Kofi Annan hebt hervor, die Verbrei-

tung völker- und menschenrechtlicher Normen erfordere es, mit NSAGs in Dialog zu treten, gleich 

ob es sich dabei um gut organisierte Gruppen mit politischen Zielen oder um plündernde Kriegsher-

ren handelt (UN 2004: 13). Und Elisabeth Decrey Warner, Präsidentin von Geneva Call, betont, 

dass es in der Verantwortung der internationalen Gemeinschaft liegt, den Dialog mit bewaffneten 

Gruppen zu suchen, wenn dieser Leben retten und Wege zu Friedensverhandlungen öffnen kann 

(Decery Warner 2008: 1).  

 Das Engagement der Genfer NGO zeigt zudem, dass Verhandlungen mit nichtstaatlichen Ge-

waltakteuren nicht zwangsläufig Auswirkungen auf den (völkerrechtlichen) Status einer NSAG be-

                                                      
23

  So hatte die Brandmarkung der kolumbianischen FARC als Terrorgruppe beispielsweise strenge Restriktionen für 

die Arbeit humanitärer Organisationen in den Konfliktgebieten zur Folge und trug so zu einer schlechteren Lage für 

die Zivilisten vor Ort bei (UN 2004: 13; vgl. auch Florquin/Decrey Warner 2008: 20). 
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sitzen müssen, wenn diese unter den Leitlinien der Unparteilichkeit und Neutralität geführt werden. 

Eine Möglichkeit für Staaten bietet sich daher mit der Indienstnahme von NGOs zur Inklusion 

nichtstaatlicher Gewaltakteure in eine politische Ordnung. Sie vermeiden so, NSAGs durch ihr En-

gagement Anerkennung verleihen zu müssen. Die internationale Gemeinschaft sollte sich aber auf 

einen kohärenten Ansatz im Umgang mit NSAGs einigen, um eine Manipulation einzelner Initiati-

ven durch diese zu verhindern. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass im Umgang mit NSAGs 

nicht nur aktive Interaktion einen Einfluss auf diese haben kann. Auch passive Verhaltensweisen, 

wie die Nichtbeachtung einer NSAG durch externe Akteure, kann bestimmte Reaktionen bei dieser 

hervorrufen (vgl. Grävingholt et al. 2007: 34).  

Es wird vermutlich kein Patentrezept im Umgang mit NSAGs geben. Die obigen Ausfüh-

rungen zeigen aber, dass es für eine effektive Einbindung nichtstaatlicher Akteure in normative 

Ordnungen hilfreich ist, konventionelle (Politik-)Pfade zu verlassen und nach neuen Steuerungs-

formen – auch oder gerade im Umgang NSAGs – zu suchen. Das ist zwar keine leichte Aufgabe, 

aber angesichts des Leidens abertausender Zivilisten, die tagtäglich der Gewalt durch NSAGs aus-

gesetzt sind, verdient jeder Ansatz mit dem Ziel, nichtstaatliche Gewaltakteure an humanitäre Nor-

men zu binden, verstärkte Aufmerksamkeit. Das Engagement von Geneva Call ist dafür ein guter 

Beweis.  

 

 

Literatur 

Adar, Korwa G. 1998: A State under Siege: The Internationalisation of the Sudanese Civil War, in: 

African Security Review, 7: 1, 44-53.  

 

African Rights 1994: Humanitarianism Unbound? Current Dilemmas Facing Multi-Mandate Relief 

Operations in Political Emergencies, African Rights Discussion Paper No.5, London.  

 

Axelrod, Robert 1986: An Evolutionary Approach to Norms, in: American Political Science Review, 

80: 4, 1095-1111. 

 

Barbelet, Veronique 2008: Engaging with Armed Non-State Actors on Humanitarian Issues: A Step 

towards Peace?, PhD Thesis eingereicht an der University of York, Department of Politics, 

Oktober 2008.  

 

Bongard, Pascal 2008: Engaging Armed Non-State Actors on Humanitarian Norms: The Experi-

ence of Geneva Call and the Landmine Ban, in: Geneva Call (Hrsg.): Exploring Criteria & 

Conditions for Engaging Armed Non-State Actors to Respect Humanitarian Law & Human 

Rights Law, Conference Report, Geneva, 4-5 June 2007, 108-123.  

 

Börzel, Tanja A./Risse, Thomas 2009: Human Rights and Areas of Limited Statehood: Conceptual 

Challenges and Empirical Insights, Paper presented at the Workshop „The Power of Human 



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 31 

Rights – Ten Years After”, University of Wyoming, August 27-29, 2009, in: 

http://faculty.maxwell.syr.edu/hpschmitz/Human_Rights_2009/t&t%20hr%20wyo%2009082

1.pdf, abgerufen am 2.6.2010. 

 

Bradbury, Mark/Leader, Nicholas/Mackintosh, Kate 2000: The Agreement on Ground Rules in 

South Sudan, Humanitarian Policy Group Report No. 4, London.  

 

Bruderlein, Claude 2000: The Role of Non-State Actors in Building Human Security. The Case of 

Armed Groups in Intra-State Wars, in: http://www.reliefweb.int/rw/ lib.nsf/db900sid/LGEL-

5EAAZ5/$file/hd-security-may00.pdf?openelement, abgerufen am 15.2.2010. 

 

Capie, David 2004: Armed Groups, Weapons Availability and Misuse: An Overview of the Issues 

and Options for Action, Background Paper for a Meeting Organized by the Centre for Hu-

manitarian Dialogue in Advance of the Sixth Meeting of the Human Security Network, in: 

http://www.ssrnetwork.net/uploaded_files/5120.pdf, abgerufen am 15.2.2010. 

 

Capie, David 2008: Influencing Armed Groups: Are there Lessons to be Drawn from Socialization 

Literature?, in: Geneva Call (Hrsg.): Exploring Criteria & Conditions for Engaging Armed 

Non-State Actors to Respect Humanitarian Law & Human Rights Law, Conference Report, 

Geneva, 4-5 June 2007, 86-96.  

 

Chiari, Bernhard 2008: Der zweite Bürgerkrieg und seine Auswirkungen auf die Gesellschaften im 

Sudan, in: Militärgeschichtliches Forschungsamt (Hrsg.): Wegweiser zur Geschichte: Sudan, 

Paderborn, 51-64.  

 

Chojnacki, Sven/Herchenbach, Maurice 2007: Die „Brückenfähigkeit“ von Sicherheit in Räumen 

begrenzter Staatlichkeit. Auf dem Weg zu einer integrativen Konflikt-, Sicherheits- und Frie-

densforschung, Text für den Workshop AFK-Arbeitskreises Theorie, 5.-7. Juli 2007, Evange-

lische Akademie Loccum.  

 

Conciliation Resources 2004: Choosing to engage: armed groups and peace processes, Accord No. 

16, London.  

 

Decrey Warner, Elisabeth 2008: Dialoguer avec tot le monde?, in: Tribune de Genève, 14. Oktober 

2008.  
 
Die Welt 2010: Somalische Piraten planen "Imagekampagne", in: http://www.welt.de/vermischtes/ 

article7263201/Somalische-Piraten-planen-Imagekampagne.html, abgerufen am 25.5.2010. 

 

Dudouet, Veronique 2009: From War to Politics. Resistance/Liberation Movements in Transition, 

Berghof-Report Nr. 17, Berlin.  

 

Findlay, Trevor 1999: Verification of the Ottawa Convention. Workable Hybrid or Fatal Compro-

mise?, in: Disarmament Forum – Framework for a Mine-Free World Nr. 4, 45-55.  

 

Finnemore, Martha/Sikkink, Kathryn 1998: International Norm Dynamics and Political Change, in: 

International Organization, 52: 4, 887-917. 

 

Florquin, Nicolas/Decrey Warner, Elisabeth 2008: Engaging Non-State Armed Groups or Listing 

Terrorists? Implications for the Arms Control Community, in: Disarmament Forum – Frame-



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 32 

work for a Mine-Free World Nr. 1, 17-26.  

 

Geneva Call 2001: Engaging Non-State Actors in a Landmine Ban. A Pioneering Conference. Full 

Conference Proceedings, Geneva, 24 - 25 March, International Conference Centre of Geneva, 

Quezon City.  

 

Geneva Call 2003: Mine Ban Education Workshop in Southern Sudan. Report of Proceedings and 

Recommendations, New Site Kapoeta County, Southern Sudan, 29 September – 1 October 

2003, Geneva.  

 

Geneva Call 2005a: Armed Non-State Actors and Landmines. Volume I: A Global Report Profiling 

NSAs and Their Use, Acquisition, Production, Transfer and Stockpiling of Landmines, in: 

http://www.genevacall.org/resources/research/f-research/2001-2010/gc-2005-oct-ansal.pdf, 

abgerufen am 15.2.2010. 

 

Geneva Call 2005b: Workshop Report. Advancing Mine Action in Sri Lanka. Mobilising the Euro-

pean Tamil Diaspora, in: http://www.cjpdonline.org/clientdata/CID00001/org_1/images/ 

10115.pdf, abgerufen am 25.5.2010.  

 

Geneva Call 2006: Armed Non-State Actors and Landmines Volume II: A Global Report of NSA 

Mine Action, in: http://www.genevacall.org/resources/research/f-research/2001-2010/gc-

2006-nov-ansal2.pdf, abgerufen am 15.2.2010. 

 

Geneva Call 2007a: Armed Non-State Actors and Landmines Volume III: Towards a Holistic Ap-

proach to Armed Non-State Actors?, in: http://www.genevacall.org/ resources/research/f-

research/2001-2010/gc-2007-nov-ansal3.pdf, abgerufen am 15.2.2010. 

 

Geneva Call 2007b: Engaging Armed Non-State Actors in a Landmine Ban: The Geneva Call Pro-

gress Report (2000-2007), in: http://www.genevacall.org/resources/research/f-research/2001-

2010/gc-2007-progress-report.pdf, abgerufen am 25.1.2010. 

 

Geneva Call 2010: Geneva Call Verification Mission in the Philippines finds evidence of AP mine 

use, but MILF responsibility not established, in: http://genevacall.org/news/press-releases/f-

press-releases/2001-2010/2010-26mar-gc-com.htm, abgerufen am 24.6.2010.  

 

Grävingholt, Jörn/Hofmann, Claudia/Klingebiel, Stephan 2007: Entwicklungs-zusammenarbeit im 

Umgang mit nichtstaatlichen Gewaltakteuren, in: http://www.die-gdi.de/CMS-

Homepage/openwebcms3.nsf/(ynDK_contentByKey)/ENTR-

7BMETT/$FILE/Studies%2024.pdf, abgerufen am 6.1.2010. 

 

Heidelberger Institut für internationale Konfliktforschung (HIIK) 2009: Konfliktbarometer 2009, 

in: http://www.hiik.de/de/konfliktbarometer/pdf/ConflictBarometer_2009.pdf, abgerufen am 

6.1.2010.  

 

Herr, Stefanie 2010: Vom Regelbruch zu politischer Verantwortung. Die Anerkennung völkerrecht-

licher Normen durch nichtstaatliche Gewaltakteure im Sudan, HSFK-Report Nr. 5.  

 

Hofheinz, Albrecht 2001: Sudan – Widerstand gegen den Zwang zur Einheit, in: Bundeszentrale für 

politische Bildung (Hrsg.): Afrika II, Informationen zur politischen Bildung, Heft 272, 

http://www.bpb.de/die_bpb/2DSQ0T,4,0,SudanWiderstand_gegen_den_Zwang_zur_Einheit 



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 33 

.html#art4, abgerufen am 10.12.2009.  

 

Human Rights Watch 1998: Global Trade, Local Impact. Arms Transfers to all Sides in the Civil 

War in Sudan, in: http://www.hrw.org/legacy/reports98/sudan/Sudarm988.htm#TopOfPage, 

abgerufen am 11.5.2010.  

 

Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 1997: Anti-personnel Landmines. Friend or Foe? 

A Study of the Military Use and Effectiveness of Anti-Personnel Mines, in: 

http://www.icrc.org/Web/Eng/siteeng0.nsf/htmlall/p0654/$File/ICRC_002_0654.PDF, ab-

gerufen am 9.1.2010.  

 

Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 2007: International Humanitarian Law and the 

Challenges of Contemporary Armed Conflict, 30
th

 International Conference of the Red Cross 

and Red Crescent, Geneva, Switzerland, 26 - 30 November 2007, in: 

http://www.icrc.org/Web/eng/siteeng0.nsf/htmlall/5XRDCC/File/IHLcontemp_armed con-

flicts_FINAL_ANG.pdf, abgerufen am 6.1.2010.  

 

Jo, Hyeran 2009: Taming of the Warlords. International Humanitarian Organizations in Conflict 

Zones, Paper presented at the Workshop „The Power of Human Rights – Ten Years After”, 

University of Wyoming, August 27-29, 2009. 

 

Johnson, Douglas H. 1998: The Sudan People's Liberation Army & the Problem of Factionalism, 

in: Clapham, Christopher (Hrsg.): African Guerillas, Oxford, 53-72.  

 

Kretzmer, David 2009: Rethinking the Application of International Humanitarian Law in Non-

International Armed Conflicts, Israel Law Review Vol. 42., 1-38.  

 

Krieger, Heike 2009: Humanitäre Governance in Räumen begrenzter Staatlichkeit, Projektantrag für 

das Teilprojekt C8 des SFB700, in: http://www.sfb-governance.de/teilprojekte_phase_2/ pro-

jektbereich_c/c8/Auszug_C8_SFB_HP.pdf, abgerufen am 10.5.2010.  

 

Lako, George Tombe 1994: Southern Sudan. The Foundation of a War Economy, New York.  

 

Landmine Monitor 1999: Country Report Sudan, in: http://lm.icbl.org/index.php/ publica-

tions/display?act=submit&pqs_year=1999&pqs_type=lm&pqs_report=sudan &pqs_section=, 

abgerufen am 6.1.2010.  

 

Landmine Monitor 2000: Country Report Sudan, in: http://lm.icbl.org/index.php/ publica-

tions/display?act=submit&pqs_year=2000&pqs_type=lm&pqs_report=sudan &pqs_section=, 

abgerufen am 6.1.2010. 

 

Landmine Monitor 2001: Country Report Sudan, in: http://lm.icbl.org/index.php/ publica-

tions/display?act=submit&pqs_year=2001&pqs_type=lm&pqs_report=sudan &pqs_section=, 

abgerufen am 6.1.2010. 

 

Liese, Andrea 2006: Staaten am Pranger. Zur Wirkung internationaler Regime auf innerstaatliche 

Menschenrechtspolitik, Wiesbaden. 

 

Lino, Edward 2004: Letter Sent by a Commandant of the Sudan People Liberation Army to the 

ELN, in: http://www.genevacall.org/resources/nsas-statements/f-nsas-statements/ 2001-



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 34 

2010/2004-01jun-splma.pdf, abgerufen am 14.1.2010.  

 

Mattes, Hanspeter 2002: Sudan 2001, in: Institut für Afrika-Kunde (Hrsg.): Afrika-Jahrbuch 2001, 

Opladen, 323-329.  

 

Matthes, Jens 2007: Was bringen ausgehandelte humanitäre Grundregeln mit bewaffneten nicht-

staatlichen Gruppen? Ein Erfahrungsbericht zu Operation Lifeline Sudan, in: Klein, An-

sgar/Roth, Silke (Hrsg.): NGOs im Spannungsfeld von Krisenprävention und Sicherheitspoli-

tik, Wiesbaden, 215-243.  

 

Metelits, Claire 2004: Reformed Rebels? Democratization, Global Norms and the Sudan People's 

Liberation Army, in: Africa Today, 51: 1, 65-82. 

 

Mükusch, Andreas 2008: Der erste Bürgerkrieg und die schwierige Unabhängigkeit 1956 bis 1983, 

in: Militärgeschichtliches Forschungsamt (Hrsg.): Wegweiser zur Geschichte: Sudan, Pader-

born, 39-50. 

 

Petrasek, David 1999: Ends and Means: Human Rights Approaches to Armed Groups, in: 

http://www.reliefweb.int/library/documents/2001/EndsandMeans.pdf, abgerufen am 

15.2.2010. 

 

Policzer, Pablo 2005: Neither Terrorists nor Freedom Fighters, Paper presented at the International 

Studies Association Conference, Honolulu, in: http://www.armedgroups.org/ 

sites/armedgroups.org/files/AGP_Working_Paper_5_-_Policzer__March_05_.pdf, abgerufen 

am 10.6.2008. 

 

Policzer, Pablo 2006: Human Rights Violations Beyond the State, in: Journal of Human Rights No. 

5, 216-233. 

 

Price, Richard 1998: Reversing the Gun Sights: Transnational Civil Society Targets Land Mines, in: 

International Organization, 52: 3, 613-644. 

 

Rieth, Lothar/Zimmer, Melanie 2004: Transnational Corporations and Conflict Prevention: The Im-

pact of Norms on Private Actors, Tübinger Arbeitspapiere zur Internationalen Politik und 

Friedensforschung, No. 43, Tübingen. 

 

Riehl, Volker 2001: Who is Ruling in South Sudan? The Role of NGOs in Rebuilding Social Order, 

Studies on Emergencies and Disaster Relief No. 9, Kopenhagen.  

 

Risse, Thomas/Jetschke, Anja/Schmitz, Hans Peter 2002: Die Macht der Menschenrechte. Internati-

onale Normen, kommunikatives Handeln und politischer Wandel in den Ländern des Südens, 

Baden-Baden. 

 

Rolandsen, Oeystein H. 2005: Guerilla Government: Political Changes in the Southern Sudan dur-

ing the 1990s, Kopenhagen.  

 

Santos, Soliman M. 2003: A Critical Reflection on the Geneva Call Instrument and Approach in En-

gaging Armed Groups on Humanitarian Norms: A Southern Perspective, in: 

http://www.armedgroups.org/sites/armedgroups.org/files/santos_paper.pdf, abgerufen am 

26.01.2009. 



Paper für die AFK-Tagung in Villigst, 7.-9. April 

Seite 35 

 

Schaller, Christian 2007: Humanitäres Völkerrecht und nichtstaatliche Gewaltakteure. Neue Regeln 

für asymmetrische Konflikte?, SWP-Studie No. S34, Berlin.  

 

Sjöberg, Anki 2006: Armed Non-State Actors: The Main Users of the „Poor Man's Weapon“, in: 

Journal of Mine Action, 10: 1, in: http://maic.jmu.edu/journal/10.1/notes/ sjoberg/sjoberg.htm, 

abgerufen am 15.2.2010.  

 

Sjöberg, Ann-Kristin 2008: Dealing with the Devil? Humanitarian Engagement with Non-State 

Armed Actors. The Case of the National Liberation Army, Colombia, Paper presented at the 

Annual Convention of the International Studies Association, San Francisco, 26-28. März 

2008.  

 

Sjöberg, Ann-Kristin 2009: Comparative Cases – GAM and SPLM/A, in: (ebd.) Changing Roles 

and Responses to Armed Non-State Actors in Contemporary Conflict, PhD Thesis eingereicht 

am Graduate Institute of International and Development Studies, Geneva, Dezember 2009.  

 

Schneckener, Ulrich 2009: Spoilers or Governance Actors? Engaging Armed Non-State Groups in 

Areas of Limited Statehood, Berlin: SFB, Working Paper No. 21.  

 

SPLM/A 2001: Statement of the Sudan People' Liberation Movement/Army on the Occasion of the 

Signing and Depositing to Geneva Call Deed of Commitment to Ban Landmines, delivered by 

Cdr Nhial Dhang Nhial, Chairman of the SPLM/A Commission for External Relations, In-

formation and Humanitarian Affairs, Geneva, 4 October 2001, 

http://www.genevacall.org/resources/nsas-statements/f-nsas-statements/2001-2010/2001-

04oct-splma.htm, abgerufen am 6.1.2010. 

 

Tiemann, Eva 2003: Die Tamil Tigers. Selbstbild und Fremdwahrnehmungen der LTTE, in: 

http://www.suedasien.info/analysen/644, abgerufen am 25.5.2010.  

 

United Nations 2004: Report of the Secretary-General to the Security Council on the Protection of 

Civilians in Armed Conflict, UN Document S/2004/431, New York.  

 

United Nations 2009: Honouring Geneva Conventions, Secretary-General Says Debate „No Longer 

between Peace and Justice but between Peace and What Kind of Justice‟, UN Press Release 

SG/SM/12494, New York.  

 

Weber, Annette 2008: Machtstrukturen und politische Lager, in: Militärgeschichtliches Forschungs-

amt (Hrsg.): Wegweiser zur Geschichte: Sudan, Paderborn, 75-86.  


